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ffm. Der schwere Rollladen aus Metall fährt langsam 
nach oben und gibt drei weinrote Tresore preis. Mi-
chael Matthäus öffnet die schweren Panzerschränke 
im Institut für Stadtgeschichte (ISG) mit einem großen 
Schlüssel. Hinter den Türen kommen unscheinbare 
Schachteln und Kartons zum Vorschein. Doch der 
Eindruck trügt. Die flachen Boxen enthalten die wich-
tigsten Dokumente der Frankfurter Stadtgeschichte, 
darunter die Goldene Bulle und die Messeprivilegien.

Matthäus leitet die Alte Abteilung des ISG. Er achtet 
darauf, dass diese und andere Dokumente der Stadt-
geschichte bis 1868 keinen Schaden nehmen. Von 
den insgesamt 25 Regalkilometern entfallen etwa vier 
Kilometer auf seine Abteilung; die Bestände in den 
Tresoren im Erdgeschoss stellen nur einen kleinen 
Teil davon dar.

Auch wenn die älteste Urkunde auf das Jahr 882 zu-
rückgeht, ist die städtische Überlieferung lückenhaft. 
„Etwa ein Drittel der Bestände der Alten Abteilung 
ist bei den Bombenangriffen 1944 zerstört worden“, 
erläutert Matthäus. Das damalige Stadtarchiv befand 
sich am Weckmarkt in der Altstadt. Heute lagert ein 
Teil der Dokumente – insgesamt 3,5 Regalkilometer 
– im Tiefmagazin unter der Erde und ist somit bes-
ser geschützt. Der U-Bahnbau in der Nachbarschaft 
brachte den damaligen Mitarbeiter und späteren 
Direktor des Stadtarchivs Wolfgang Klötzer auf die 
Idee, gleichzeitig die unterirdischen Lageretagen mit-
errichten zu lassen, die 1970 bezogen wurden.

Am Anfang stand ein Praktikum

Matthäus ist als „Quereinsteiger“ – wie er sagt – zur 
Stadt gekommen. Denn er verfügt nicht über die 
klassische Ausbildung zum Archivar. So stand am 
Anfang ein vierwöchiges Praktikum, welches er als 
Geschichtsstudent im Stadtarchiv, dem Vorläufer des 
ISG, absolvierte. Es folgten Werk- und Zeitverträge, 
bis daraus eine feste Stelle wurde. „Man muss die 
Arbeit mögen und natürlich hatte ich das Glück, zur 
richtigen Zeit an der richtigen Stelle zu sein“, sagt der 
1967 geborene Historiker rückblickend.

Aktuell machen die Digitalisierung und Restaurierung 
der ISG-Bestände einen großen Anteil seiner Arbeit 
aus. Fördermittel wollen beschafft werden, die Digi-
talisate müssen entstehen und qualitativ den wissen-
schaftlichen Ansprüchen entsprechen, die Überein-
stimmung der Signaturen von Original und Digitalisat 
muss überprüft werden. Hinzu kommen zu digitalisie-

rende Findbücher und anderes, ohne das ein wissen-
schaftlichen Ansprüchen genügendes Archiv nicht 
auskommt. Das bedeutet viel Kleinarbeit für Matthäus 
und sein fünfköpfiges Team. Zwei Jahre hat es ge-
dauert, die Protokolle des Rates und Senates der 
Stadt Frankfurt von 1436 bis 1868 zu digitalisieren. 
Demnächst sollen die Digitalisate für Internet-User 
zugänglich gemacht werden.

Digitalisierung öffnet Archive für breitere Schich-
ten

Ende Juni dieses Jahres konnte das neue Archivinfor-
mationssystem Arcynsis online gestellt werden. Fast 
sechs Jahre hat die Migration der mehr als 700.000 
Verzeichnungseinheiten des ISG aus der alten Da-
tenbank nach Arcynsis gedauert. „Mit diesem Zeitauf-
wand liegen wir ziemlich im Mittelfeld“, erläutert der 
promovierte Historiker. Es sei übrigens keineswegs 
so, dass Digitalisierung perspektivisch weniger Arbeit 
für seine Mitarbeiter und ihn bedeute: „Denn umso 
mehr Leute leichten Zugang zu Archiven bekommen, 
umso mehr Beratung fällt für uns an.“ Frankfurt mit 
seiner Geschichte als europäische Handelsstadt zie-
he als Forschungsgegenstand verstärkt die interna-
tionale Wissenschaft an, die sich mit Hilfe des Inter-
nets immer enger vernetze.

Relativ neu seien auch Anfragen in Staatsangehö-
rigkeitsfragen. Immer wieder versuchten Interessen-
ten heraus zu finden, ob etwa Vorfahren in Frankfurt 
gelebt hätten. Auch nimmt das Thema Familienge-
schichte einen festen Platz ein. Die Digitalisierung er-
mögliche leichtere und schnellere Nachforschungen. 
„Im Prinzip eine gute Entwicklung, denn die Archive 
öffnen sich so für breitere Bevölkerungsschichten“, 
sagt Matthäus. Allerdings dürfe dies nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass dieser Prozess erst am An-
fang stehe. „Die komplette Digitalisierung unserer 
Archivalien werde ich nicht mehr erleben“, prognos-
tiziert der Leiter der Alten Abteilung.

Bis dahin werden vor allem Objekte aus Papier den 
Hunger der Neugierigen befriedigen müssen. Damit 
diese erhalten bleiben, müssen bestimmte Bedingun-
gen erfüllt sein: 18 bis 20 Grad Raumtemperatur und 
nicht mehr als 50 Prozent Luftfeuchtigkeit gehören 
dazu. Auch sollten die alten Handschriften in Ausstel-
lungsvitrinen keinem Licht ausgesetzt sein, das hel-
ler als 50 Lux ist, erklärt Matthäus, als er mit weißen 
Handschuhen in der Goldenen Bulle blättert. 

„Es findet sich heute kein menschliches Verhalten, 
das es damals nicht auch gegeben hat!“

Zu Besuch bei dem Leiter der Alten Abteilung 
im Institut für Stadtgeschichte
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Das Gesetzbüchlein mit 86 Seiten und Goldsiegel an 
schwarz-goldener Schnur regelte ab 1356 die Wahl 
der deutschen Könige und späteren Kaiser in der 
Mainmetropole.

Mit Tierfutter gegen Schädlinge

Die Handschuhe schützen das Pergament vor dem 
Säure- und Fettfilm, der die menschliche Haut um-
gibt. Aber es handelt sich keineswegs um schlech-
teres Material. „Altes Papier zerbröselt nicht“, erklärt 
Matthäus. Das aus Bütten geschöpfte und auf Sieben 
getrocknete Material – daher der Name Büttenpapier 
– ist vergleichsweise unempfindlich und wurde bis 
etwa 1850 verwendet.

Doch nicht nur das geschriebene Wort und die Art 
des Materials legen Zeugnis von der Geschichte der 
wohlhabenden Stadt ab. Matthäus greift in einen der 
flachen hellgrauen Kartons und nimmt einen Bogen 
dünner schieferfarbener Pappe heraus, darauf ein 
kleiner Pergamentstreifen mit dünner Handschrift. 
„Der Kaiser war im Krieg in Italien und seine Kanz-
lei hatte wenig Zeit zum Abfassen langer Urkunden 
gehabt“, lautet die Erklärung, warum das Messepri-
vileg von 1240 vergleichsweise kurz geraten ist. Et-
was länger ist das zweite Messeprivileg von 1330, mit 
dem der Kaiser Frankfurt das Recht einräumte, eine 
zweite Messe in der Fastenzeit abzuhalten und deren 
Besucher unter seinen Schutz stellte.

Auf dem Weg ins Tiefmagazin unter der Erde verraten 
weiße Kunststoffschälchen, dass hier etwas anderes 
den Archivalien zusetzt. Denn in den Behältnissen lie-
gen Brösel trockenen Katzen- oder Hundefutters. Sie 
dienen als Köder für sogenannte Papierfischchen und 
andere Schädlinge, die gelegentlich in dem Raum 
von der Größe einer Schulturnhalle ihr Unwesen trei-
ben. Entlang der Gänge stehen im Neonlicht große, 
graue, begehbare Regale, die mit Handkurbeln be-
wegt werden können. Was sich nicht hier oder in den 
drei Panzerschränken befindet, hat das ISG in seiner 
Außenstelle in der Borsigallee eingelagert.

An den Stirnseiten der Regale verraten kleine, wei-
ße Schilder, welche Teile Papier oder Pergament 
gewordener Stadtgeschichte sich in ihnen befinden: 
„Ratsprotokolle 1542-1689“, „Zölle“, Handel“, „Eid-
bücher“ sowie Bürgerrechtsgesuche, Gerichts- und 
Handwerkerakten, um nur eine kleine Auswahl zu 
nennen. Die Urkunden, Akten und Amtsbücher legen 
Zeugnis vom Leben in der damaligen Zeit ab. Ihnen 
lässt sich entnehmen, wer in der wohlhabenden Stadt 
dazu gehörte und wer marginalisiert war. Das lässt 
sich etwa an den Handwerkerakten ablesen. „Die 
Zünfte waren konservativ. So durfte nur einen Hand-
werksberuf ergreifen, wer über einen unbescholtenen 
Leumund verfügte“, erläutert Historiker Matthäus. 
Diese Bedingung konnte nicht erfüllen, wer unehelich 
geboren war. Die Stadtregierung schaltete sich seit 
dem 18. Jahrhundert häufiger in solchen Fällen ein, 
um Auswüchse dieser stigmatisierenden Praxis zu 
unterbinden.

Es ist die Geschichte von Unrecht und Recht, sozia-
ler Ungleichheit, der Entwicklung hin zur modernen 
Stadt, die sich in den Beständen der Alten Abteilung 
befindet. Hierin liegt für deren Leiter das Spannende 
an seiner Arbeit. Matthäus ist selber weiterhin wissen-
schaftlich tätig und publiziert, so etwa zur Kriminalität 
der damaligen Zeit. „Auch damals waren Messezei-
ten Hochzeiten der Verbrecher“, sagt er und berichtet 
von einem Raub im Römer, in dem damals Juweliere 
ihre Waren verkauften. Auch sei Fehlverhalten des ei-
nen oder anderen Ratsherren immer wieder ein The-
ma gewesen. „Es findet sich heute kein menschliches 
Verhalten, das es nicht damals auch schon gegeben 
hat“, sagt Matthäus. In diesem Sinne ist die Alte Ab-
teilung nicht nur eine Sammlung eindrucksvoller Do-
kumente, sondern auch menschlicher Schwächen.

Text: Ulf Baier
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In der oben genannten Angelegenheit ergeht folgende

ALLGEMEINVERFÜGUNG:

A.

Die Allgemeinverfügungen der Stadt Frankfurt am Main vom 17.06.2024, 20.06.2024, 24.06.2024, 26.06.2024 
und 01.07.2024 werden aufgehoben.

B.

I. Gebietsfestlegung

Zum Schutz gegen die Afrikanische Schweinepest bei Wildschweinen (ASP) wird folgende Sperrzone festge-
legt:

 1.  Eine infizierte Zone. Die Außengrenze der infizierten Zone ist in dem als Anlage beigefügten 
Kartenausschnitt als Linie dargestellt.

 2.  Sie ist zusätzlich detailliert über die Homepage der Stadt Frankfurt am Main unter frankfurt.de/asp 
oder direkt über den Link Interaktive Karte IZ 240704 abrufbar und betrifft ganz oder teilweise die 
Gemeinden: 

   Stadt Frankfurt am Main

II. Festlegung der Maßnahmen in der infizierten Zone

1. In der infizierten Zone gelten folgende Anordnungen:

 1.1. Allgemeine Maßnahmen

  1.1.1.  Das Verbringen von lebenden Wildscheinen innerhalb der infizierten sowie aus der infizier-
ten Zone heraus ist verboten.

  1.1.2.  Das Verbringen von in der infizierten Zone erlegten Wildschweinen, hieraus gewonnenem 
Fleisch, Fleischzubereitungen, Fleischerzeugnissen und sonstigen Neben- und Folgepro-
dukten innerhalb der infizierten Zone sowie aus der Infizierten Zone heraus ist verboten.

  1.1.3.  Für das gesamte Gebiet der infizierten Zone wird eine Leinenpflicht für Hunde angeordnet.

  1.1.4.  Veranstaltungen mit Schweinen sind in der infizierten Zone untersagt (z. B. Messen, Ver-
steigerungen usw.).

  1.1.5.  Grundstückseigentümer und Grundstücksbesitzer haben das Betreten ihrer Grundstücke in 
der freien Landschaft und in den unmittelbar daran angrenzenden Bereichen in Ortslagen 
durch 

   a)  Beauftragte der Veterinärbehörde und diese begleitenden, waffentragenden Personen 
zum Zwecke der Suche von Kadavern von Wildschweinen mit Suchhunden oder 

   b)  beauftragte Personen der Veterinärbehörde, die Drohnen zu diesem Zweck steuern, zu 
dulden.

  1.1.6.   Radfahren, Reiten, Fußgängerverkehr und das Fahren mit Krankenfahrstühlen ist im Wald-
gebiet der in Ziffer I 1.1. bestimmten infizierten Zone zu Zwecken der Erholung ausschließ-
lich auf befestigten Waldwegen oder gekennzeichneten Rad-, Reit- und Wanderwegen ge-
stattet, die von Waldbesitzerinnen und Waldbesitzern oder mit deren Zustimmung angelegt 
oder gekennzeichneten wurden. 

 1.2. Wildschweine/die Jagd betreffende Maßnahmen

  1.2.1. Es gilt ein Jagdverbot. Davon ausgenommen sind:

   a)  die Nachsuche von Unfallwild oder krankgeschossenem Wild, jeweils mit Kadaversuch-
hunden oder Drohnen,

   b)  das Ausbringen von Kirrmaterial und das Anlegen von Kirrstellen, jeweils nach näherer 
Bestimmung der Veterinärbehörde

Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest 
bei Wildschweinen

Gebietsfestlegung der infizierten Zone und Festlegung der 
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen innerhalb dieser Restriktionszone 
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   c)  die Anlage und der Einsatz von Saufängen nach näherer Bestimmung der Veterinärbe-
hörde,

   d)  das Erlösen von bei der Suche nach Kadavern gefundenem schwerkranken Wild im Rah-
men des § 22a Abs. 1 des Bundesjagdgesetzes sowie die Erlegung von angreifenden 
Wildschweinen durch die jeweiligen Jagdausübungsberechtigten oder jeweiligen Inha-
ber von Jagderlaubnissen, sowie die bei der Kadaversuche tätigen Personen und diese 
begleitenden, waffenführenden Personen, die jeweils von der Veterinärbehörde damit 
beauftragt wurden.

  1.2.2.  Jedes verendet aufgefundene Wildschwein ist der zuständigen Behörde am Fundort der 
Stadt Frankfurt am Main unverzüglich, unter Angabe des genauen Fundortes (wenn mög-
lich mit GPS-Daten) zu melden. Die Kennzeichnung, Probenahme, Bergung und unschädli-
che Beseitigung der Wildschweine obliegen ausschließlich dem von der Stadt Frankfurt am 
Main bestimmten Personal.

  1.2.3.  Verendet aufgefundene Wildschweine oder deren Teile sowie Gegenstände, mit denen 
Wildschweine in Berührung gekommen sein können, dürfen nicht in einen Betrieb mit 
Schweinehaltung verbracht werden.

  1.3. Schweinehaltende Betriebe betreffende Maßnahmen

  1.3.1. Halter von Schweinen teilen der Stadt Frankfurt am Main unverzüglich 

   a)  die Anzahl der gehaltenen Schweine unter Angabe ihrer Nutzungsart und ihres Stand-
orts,

   b)  verendete oder erkrankte, insbesondere fieberhaft erkrankte Schweine

   mit.

  1.3.2.  An den Ein- und Ausgängen jeder Schweinehaltung sind geeignete, jederzeit funktionsfähi-
ge Desinfektionsmöglichkeiten für Schuhwerk und Hände einzurichten.

  1.3.3.  Futter und Einstreu sowie alle Gegenstände und Geräte, die mit Schweinen in Berührung 
kommen können, müssen für Wildschweine unzugänglich aufbewahrt werden.

  1.3.4.  Verendete und erkrankte, insbesondere fieberhaft erkrankte Schweine, bei denen der Ver-
dacht auf Afrikanische Schweinepest nicht ausgeschlossen werden kann, sind im Hessi-
schen Landeslabor, LHL, virologisch auf Afrikanische Schweinepest untersuchen zu las-
sen.

  1.3.5. Es ist verboten, Schweine aus Betrieben in der infizierten Zone zu verbringen.

  1.3.6.  Schweine dürfen auf öffentlichen oder privaten Straßen nicht getrieben werden. Das Trei-
ben auf ausschließlich betrieblichen Wegen innerhalb eingezäunter Areale ohne Nutzung 
öffentlicher oder nicht betrieblicher privater Wege ist zulässig. 

  1.3.7.  Es ist verboten, Erzeugnisse, die von Schweinen gewonnen wurden, die in der infizierten 
Zone gehalten wurden, in andere Mitgliedstaaten oder Drittländer zu verbringen.

  1.3.8.  Samen, Eizellen und Embryonen, die zur künstlichen Fortpflanzung bestimmt sind, und 
von Schweinen stammen, die in der Infizierten Zone gehalten wurden, dürfen nur innerhalb 
infizierten Zone verbracht werden.

  1.3.9.  Frisches Fleisch und Fleischerzeugnisse, einschließlich Tierdarmhüllen, das bzw. die von 
Schweinen gewonnen wurden, die in der infizierten Zone gehalten wurden, dürfen nur in-
nerhalb dieser Sperrzone verbracht werden.

  1.3.10. Hunde dürfen das Betriebsgelände nur unter Aufsicht verlassen. 

  1.3.11   Tierische Nebenprodukte, einschließlich Gülle, die von in der infizierten Zone gehaltenen 
Schweinen stammen, dürfen nur innerhalb dieser Sperrzone verbracht werden. 

  Die zuständige Behörde kann auf Antrag Ausnahmen von den Ziffern 1.1.2., 1.3.5., 1.3.7, 1.3.8., 1.3.9. 
und 1.3.11 genehmigen. 

III. Befristung

Die unter Ziffer I und II getroffenen Anordnungen sind solange gültig, bis eine neue Allgemeinverfügung zur 
Bekämpfung der ASP bei Wildschweinen in Kraft tritt, längstens jedoch bis zum 05. Januar 2025.

IV. Weitere Anordnungen

1. Die sofortige Vollziehung der Regelungen unter I. und II. dieser Verfügung wird hiermit angeordnet.

2. Die Verfügung gilt an dem auf die ortsübliche Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.

3.  Die Verfügung wird auf der Internetseite der Stadt Frankfurt am Main unter frankfurt.de/asp öffentlich 
bekannt gemacht.
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C. BEGRÜNDUNG

Sachverhalt:

Am 15.06.2024 bestätigte das nationale Referenzlabor am Friedlich-Loeffler-Institut den Nachweis des Virus 
der Afrikanischen Schweinepest (ASP) bei einem krank erlegten Wildschwein in Königstädten im Landkreis 
Groß-Gerau.  Daher hat der Landrat des Landkreises Groß-Gerau den Ausbruch der ASP im Sinne des Art. 9 
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2020/689 vom 17. Dezember 2019 in der aktuell gültigen Fassung bei wildle-
benden Schwein am 15.06.2024 amtlich festgestellt.

Bei der ASP handelt es sich um eine Viruserkrankung von der Haus- und Wildschweine betroffen sind.

Die Übertragung erfolgt durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren oder deren Kadavern, die Aufnahme 
von Speiseabfällen oder Schweinefleischerzeugnissen bzw. -zubereitungen sowie andere indirekte Übertra-
gungswege (Fahrzeuge, kontaminierte Ausrüstungsgegenstände einschl. Jagdausrüstung, landwirtschaftlich 
genutzte Geräte und Maschinen, Kleidung). Nach einer Infektion entwickeln die Tiere sehr schwere, aber un-
spezifische Allgemeinsymptome. Die Erkrankung betrifft alle Altersklassen und Geschlechter gleichermaßen 
und führt in der Mehrzahl der Fälle zum Tod des Tieres innerhalb einer guten Woche.

Rechtliche Würdigung:

Die in der Verordnung (EU) 2016/429 des europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 zu Tier-
seuchen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesund-
heitsrecht“) in der aktuell gültigen Fassung (Verordnung (EU) 2016/429) festgelegten seuchenspezifischen 
Bestimmungen zur Bekämpfung von Seuchen gelten gemäß Art. 5 für gelistete Seuchen und gemäß Art. 8 
dieser Verordnung für gelistete Arten. 

Bei der Afrikanischen Schweinepest handelt es sich gemäß Art. 5 Abs. 1 Buchst. a Ziffer iii der Verordnung (EU) 
2016/429 um eine gelistete Seuche, die gemäß Art. 9 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EU) 2016/429 i. V. m. 
der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882 der Kommission vom 3. Dezember 2018 über die Anwendung 
bestimmter Bestimmungen zur Seuchenprävention und -bekämpfung auf Kategorien gelisteter Seuchen und 
zur Erstellung einer Liste von Arten und Artengruppen, die ein erhebliches Risiko für die Ausbreitung dieser 
gelisteten Seuchen darstellen in der aktuell gültigen Fassung (Verordnung (EU) 2018/1882) der Kategorie A 
zugeordnet wird. Unter der Kategorie A sind Seuchen gelistet, die normalerweise nicht in der EU auftreten und 
für die in Deutschland unmittelbar Tilgungsmaßnahmen ergriffen werden müssen, sobald sie nachgewiesen 
werden. Somit sind die in der Verordnung (EU) 2016/429 festgelegten seuchenspezifischen Bestimmungen im 
Falle des Verdachts auf oder der amtlichen Bestätigung der Afrikanischen Schweinepest bei den in der Verord-
nung (EU) 2018/1882 gelisteten Arten (Suidae) anzuwenden.

Gemäß Art. 4 Nr. 40 der Verordnung (EU) 2016/429 ist ein „Ausbruch“ das amtlich bestätigte Auftreten einer 
gelisteten Seuche oder einer neu auftretenden Seuche bei einem oder mehreren Tieren in einem Betrieb oder 
an einem sonstigen Ort, an dem Tiere gehalten werden oder sich befinden. 

Zu den Anordnungen:

Zu I

Ziffer I.1.

Die Anordnung unter Ziffer 1 beruht auf Art. 3 Buchst. b der Durchführungsverordnung 2023/594 der Kommis-
sion.  

Ist der Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei einem Wildschwein amtlich festgestellt, so richtet die 
zuständige Behörde gemäß Art. 3 Buchst. b der Durchführungsverordnung 2023/594 der Kommission um 
die Abschuss- oder Fundstelle unverzüglich eine infizierte Zone ein. Die Festlegung der infizierten Zone ist 
damit zwingend vorgeschrieben. Hierbei wurden die nach Art. 63 der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 
der Kommission sowie die nach Art. 64 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/429 relevanten Faktoren, wie bei-
spielsweise die Probenahmenergebnisse, das Seuchenprofil, die geografische Lage sowie ökologische und 
hydrologische Faktoren, berücksichtigt. 

Gem. Art. 64 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2016/429 bewertet und überprüft die zuständige Behörde die Seu-
chenlage fortlaufend und passt ggf. die Grenzen der Sperrzonen und legt ggf. zusätzliche Sperrzonen fest.

Zu II

Die Rechtsgrundlagen der einzelnen Anordnungen sind in der Verordnung (EU) 2016/429 vom 9. März 2016 
zu Tierseuchen und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tier-
gesundheitsrecht“) (ABl. L 84 vom 31.3.2016, S. 1–208), der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 (ABl. 
EU Nr. L 174, S. 64) der Kommission vom 17. Dezember 2019 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/429 
des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich Vorschriften für die Prävention und Bekämpfung 
bestimmter gelisteter Seuchen, der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 der Kommission vom 16. März 
2023 mit besonderen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest und zur 
Aufhebung der Durchführungsverordnung (EU) 2021/605 (ABl. L 79 vom 17.3.2023, S. 65–150),  der Durch-
führungsverordnung (EU) 2024/1857 der Kommission vom 28. Juni 2024 zur Änderung der Anhänge I und II 
der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 mit besonderen Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen 
Schweinepest und zur Aufhebung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2024/1695 der Kommission sowie die 
Verordnung zum Schutz gegen die Schweinepest und die Afrikanische Schweinepest (SchwPestV), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 16.07.2020 (BGBl. I S. 1700), enthalten.
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Mit Art. 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2024/1857 werden die aufgrund des Ausbruchs der ASP vom 
15.06.2024 betroffenen hessischen Gebiete in Anhang II Teil A der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 
als infizierte Zone gelistet. Gemäß Art. 8 Abs. 2 der Durchführungsverordnung 2023/594 sind die Seuchen-
bekämpfungsmaßnahmen dieser Verordnung, die für Sperrzonen II gelten, auch in der infizierten Zone anzu-
wenden.

Diese Verordnungen werden der Vollständigkeit halber und aus Gründen der Transparenz in der Begründung 
der einzelnen Ziffern nochmals in den Begründungen der einzelnen Ziffern aufgeführt. 

Die einzelnen getroffenen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen dienen dem legitimen Zweck, die Verbreitung 
der Afrikanischen Schweinepest effektiv und schnellstmöglich einzudämmen. 

Jede einzelne der getroffenen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen fördert diesen Zweck und ist geeignet, er-
forderlich und angemessen und damit verhältnismäßig. Die in dieser Allgemeinverfügung getroffenen Maßnah-
men greifen nicht auf unzulässige Weise in schützenswerte Rechtsgüter ein. Verhältnismäßigkeitserwägungen 
zu den einzelnen Maßnahmen erfolgen untenstehend bei ihren jeweiligen Begründungen.

Im Hinblick auf den Umfang der als infizierte Zone ausgewiesenen Fläche, die unvorhersehbare Dynamik der 
Seuchenlage und der großen Bedeutung der Seuchenbekämpfung für die Gesundheit der in der infizierten 
Zone befindlichen Wild- und Hausschweine, die Landwirtschaft, den Handel sowie die Forstwirtschaft, sind die 
Landkreise und kreisfreien Städte auf das Verständnis der Betroffenen und der Bevölkerung dringend ange-
wiesen.

Eine erfolgreiche und möglichst rasche Eindämmung und Bekämpfung der ASP in Hessen kann nur durch 
umsichtiges Handeln und die konsequente Befolgung dieser Allgemeinverfügung gelingen.

Zu II. 1.1.1.

Die Anordnung beruht auf Art. 48 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594. Die genannte EU-Verordnung 
schreibt die Anwendung dieser Maßnahmen zwingend vor.

Zu II 1.1.2.

Die Anordnung beruht auf Art. 49 Abs. 1 und Abs. 2 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 sowie hin-
sichtlich der noch nicht in der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 gelisteten Gebiete auf Art. 61 Abs. 1 
Buchst. a) i. V. mit Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) und Abs. 2 der VO (EU) 2016/429. Diese Maßnahme ist geeignet, 
um eine Ausbreitung von ASP außerhalb der infizierten Zone zu verhindern.

Sie ist erforderlich, da eine Infektion von Wildschweinen und eine Kontamination von frischem Wildschweine-
fleisch oder Wildschweinfleischerzeugnissen, die aus der infizierten Zone stammen, nicht sicher ausgeschlos-
sen werden kann. Eine Verbringung dieser Produkte oder lebender und erlegter Wildschweine außerhalb der 
infizierten Zone birgt eine Gefahr der weiteren Ausbreitung der Seuche. Die Verbringung von frischem Wild-
schweinfleisch und Wildschweinsflsicherzeugnissen kann nach den Voraussetzungen der Art. 51 ff. der Durch-
führungsverordnung (EU) 2023/594 genehmigt werden.

Zu II. 1.1.3.

Die Anordnung beruht auf §14d Abs. 7 der SchwPestV i. V. m. Art. 64 Abs. 2 Buchst. a) und Art. 65 Buchst. b 
der Verordnung (EU) 2020/687 i.V. m. Art. 65 Abs. 1 Buchst. f) der Verordnung (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 70 
Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 und Art. 71 der Verordnung (EU) 2016/429.

Diese Maßnahme stellt eine geeignete, vorbeugende Maßnahme zur Eindämmung der ASP dar. Im Falle des 
Auftretens der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen ist es wichtig, dass infizierte Wildschweine 
nicht beunruhigt werden. Eine Beunruhigung könnte dazu führen, dass infizierte Wildschweine in Bereiche ver-
trieben werden, in denen bisher noch keine infizierten Wildschweine vorhanden sind. Die Tierseuche könnte 
auf diese Weise immer weiter verschleppt werden. Auch Hunde können zur Verbreitung infizierten Trägerma-
terials beitragen, indem sie es mit ihren Pfoten beim Laufen verteilen. Das infizierte Trägermaterial kann dann 
wiederum von anderen Tieren aufgenommen werden. Kommen Wild- oder Hausschweine damit in Kontakt, 
ist eine Infektion möglich. Eine Leinenpflicht trägt dazu bei, dass Halterinnen und Halter ihren Hund stets in 
Sichtweite führen und somit eingreifen können, bevor ihr Hund sich einem Wildschwein oder Kadaver nähert. 
Dadurch soll auch eine Beunruhigung und damit verbundene Versprengung möglicherweise infizierter Wild-
schweine vermieden werden. 

Die Maßnahme stellt einen Eingriff in die allgemeine Handlungsfreiheit von Hundehalterinnen und Hundehal-
tern dar, steht jedoch in einem angemessenen Verhältnis zum damit verfolgten Zweck. Die Folgen einer Ver-
sprengung infizierter Wildschweine würde einer Verbreitung der ASP maßgeblich fördern und könnte zu einer 
Verbreitung des Virus auch außerhalb der infizierten Zone führen. Gleiches gilt für die Verbreitung infizierten 
Trägermaterials durch einen Hund. Da dessen Bewegungsradius sich u.U. nicht nur innerhalb der Restriktions-
zone befindet, ist ohne Leinenpflicht innerhalb der Restriktionszone die Wahrscheinlichkeit einer Verbreitung 
der ASP über die Restriktionszone hinaus wesentlich erhöht.

Regelungen im Hinblick auf die Leinenpflicht aus anderen Gesetzen, Verordnungen oder sonstigen Rechtsak-
ten bleiben von dieser Allgemeinverfügung unberührt.
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Zu II. 1.1.4.

Die Anordnung beruht auf Art. 64 Abs. 2 Buchst. a der Verordnung (EU) 2020/687.

Diese Maßnahme ist geeignet, um eine Verbreitung der ASP zu verhindern. Sie ist erforderlich, da eine Infek-
tion von Schweinen mit ASP bei der Veranstaltung von Messen, Versteigerungen oder ähnlichen Veranstaltun-
gen, auf der sich eine Vielzahl von Tieren verschiedener Herkunftsbetriebe befinden, nicht ausgeschlossen ist. 
Ein Verbot der genannten Veranstaltungen ist daher dringend erforderlich.

Diese Maßnahme ist auch angemessen. Die Berufsfreiheit von Viehhändlern und von Halterinnen und Haltern, 
die Schweine auf Märkten und Messen verkaufen, wird durch diese Maßnahme nur geringfügig beeinträchtigt. 
Der Handel mit Schweinen auf Märkten und Messen ist außerhalb der infizierten Zone nach wie vor ohne 
Einschränkungen möglich. 

Zu II 1.1.5.

Die Maßnahme beruht auf Art. 70 Abs. 1 Buchst. b, Abs. 2 i. V. m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c der Verordnung (EU) 
2016/429. Gemäß Art. 55 Abs. 1 Buchst c der Verordnung (EU) 2016/429 stellt die zuständige Behörde sicher, 
dass geeignete Maßnahmen zum Schutz vor biologischen Gefahren angewendet werden, um eine Ausbrei-
tung des Erregers auf andere Schweine zu verhindern. Die Kadaver von Wildschweinen, die aufgrund einer 
Infektion mit dem Virus der Afrikanischen Schweinepest verendet sind, enthalten große Mengen an Virusparti-
keln, an denen sich andere Schweine leicht anstecken und die auch von anderen Tieren leicht weiterverbreitet 
werden können. Aus diesem Grund müssen die Kadaver unter Einhaltung strenger Hygienevorschriften ent-
fernt werden. Um dies sicherzustellen, werden sowohl die Fallwildsuche als auch die Bergung von professio-
nellen Personen durchgeführt. 

Nach Art. 70 Abs. 1 Buchst. b, Abs. 2 der Verordnung (EU) 2016/429 i. V. m. 64 Abs. 2 Buchst. c der Delegierten 
Verordnung (EU) 2020/687 haben die Mitgliedstaaten in einer Situation wie der im Moment im Landkreis herr-
schenden sicherzustellen, dass sämtliche Körper von Wildschweinen beseitigt werden, unabhängig davon, ob 
diese getötet oder tot aufgefunden wurden. Die Erfüllung dieser Verpflichtung setzt voraus und verlangt, dass 
nach den zu beseitigenden Kadavern sorgsam gesucht wird.

Die fachliche Einschätzung des Friedrich-Löffler-Instituts ist, dass einer sorgfältigen, aber schnellen Suche 
eine herausragende Bedeutung für die effektive Bekämpfung der Seuche zukommt, nur so kann das Risiko 
einer weiteren Ausbreitung sicher reduziert werden; die Kenntnis des Seuchenherdes ist außerdem Voraus-
setzung für effektive Bekämpfungsmaßnahmen, gleichzeitig ist nur so feststellbar, wo in der Situation der 
Ungewissheit zu ergreifende Maßnahmen gelockert werden können. Die Begleitung durch waffentragende 
Personen ist zum Schutz der Fallwildsucher dringend geboten. Die Erfahrungen in anderen Ländern und die 
Anforderungen der EU an die Dokumentation der Suchen erfordern, dass auch professionelle Sucher einge-
setzt werden. Im Hinblick auf die herausragende Bedeutung der Maßnahme ist daher im Rahmen des Ermes-
sens die Duldungsverpflichtung für betroffene Grundstückseigentümer und Nutzer auszusprechen, zumal die 
Duldungsverpflichtung ohnehin nur eine geringe Eingriffsintensität hat. Die Grundstücke im Wald und in der 
Feldflur unterliegen ohnehin einem Betretungsrecht der Allgemeinheit. Häufig sind die angrenzenden Flächen 
in Ortsrandlagen ebenfalls frei betretbar. Sollten Grundstücke eingefriedet sein, wird das Auffinden verendeter 
Tiere erfahrungsgemäß ebenfalls im Interesse der betroffenen Grundstückseigentümer und -besitzer sein. Im 
Hinblick auf die gemeinschaftsrechtliche Verpflichtung zur Beseitigung sämtlicher Kadaver muss jedoch in je-
dem Fall das Betreten solcher Grundstücke für Zwecke der Suche ebenfalls möglich sein. Im Ergebnis haben 
die Rechte der Grundstückseigentümer hier hinter den Zwecken der Tierseuchenbekämpfung zurückzutreten. 

Nach Art. 65 Buchst. b der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 können „sonstige Tätigkeiten im Freien“ 
nach Ermessen der zuständigen Behörde zum Zwecke der Seuchenbekämpfung reguliert werden, um die 
Ausbreitung der ASP zu verhindern. Im aktuellen Stadium der Seuchenbekämpfung ist das Auffinden von 
Kadavern von herausragender Bedeutung, um das Zentrum der Seuche zu identifizieren und Maßnahmen 
sodann gezielt ergreifen zu können. Im Hinblick auf die Erforderlichkeit und Dringlichkeit der Suche ist die 
Pflicht zur Duldung des Betretens der Flächen durch Personen, die von der Veterinärbehörde mit der Suche 
von Kadavern beauftragt sind, eine verhältnismäßig geringfügige, von den Eigentümern hinzunehmende Be-
einträchtigung ihrer Rechte. Ferner ist es angesichts der Bedeutung des Tierschutzes (Art. 20a GG) geboten, 
auch die Nachsuche von verunfalltem Wild zuzulassen, weil die so hervorgerufene Beunruhigung des Wildes 
der übergeordneten Zielsetzung nicht so abträglich ist und die Verhinderung des Tierleids daher überwiegt. 

Zu II 1.1.6.

Die Anordnung beruht auf §14d Abs. 5 c der SchwPestV i. V. m. Art. 64 Abs. 2 Buchst, a) der Verordnung (EU) 
2020/687 i. V. m. Art. 65 Abs. 1 Buchst. i), Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 sowie hinsichtlich der noch nicht 
in der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 gelisteten Gebiete Art. 71 der Verordnung (EU) 2016/429. 
Das Wegegebot ist eine geeignete Maßnahme, um eine Beunruhigung von möglicherweise mit ASP infizierten 
Wildschweinen und einer damit verbundenen Versprengung entgegenzuwirken. Wildschweine könnten sich 
durch Spaziergänger und andere Freizeitaktivitäten im Waldgebiet der Sperrzone gestört fühlen. Als Waldge-
biet im Sinne dieser Anordnung gelten die in § 2 Abs. 1 des Bundeswaldgesetzes vom 2. Mai 1975 (BGBl. I 
S. 1037), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.08.2021 (BGBl. I S. 3436), genannten Flächen. Eine mildere, 
gleich effektive Maßnahme ist nicht ersichtlich. Vielmehr stellt das Wegegebot im Vergleich zu einem absoluten 
Betretungsverbot des Waldgebietes der Sperrzone bereits die mildere Maßnahme dar.
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Die geringe Einschränkung der aus dieser Maßnahme resultierenden allgemeinen Handlungsfreiheit und ggf. 
der Eigentumsfreiheit ist im Hinblick auf das mit der Maßnahme verfolgte Ziel angemessen. Die Maßnahme 
dient der Eindämmung einer ansteckenden, für Wild- und Hausschweine in der Regel tödliche verlaufenden 
Seuche.

Vom Wegegebot nicht betroffen sind Personen, die aus dienstlichen Gründen oder zur Jagdausübung nach 
Ziffer II 1.2.1 das Waldgebiet der infizierten Zone betreten müssen sowie Personen, die durch den jeweiligen 
Landkreis oder durch Land Hessen zur Durchführung von Maßnahmen zur Bekämpfung der ASP oder damit 
in Zusammenhang stehenden Handlungen eingesetzt werden.

Auch Waldbesitzerinnen und Waldbesitzer und deren Beauftragte können das Waldgebiet zum Zwecke der 
notwendigen Bewirtschaftung ihres Waldgrundstücks abseits der in Ziffer II 1.1.6. genannten Wege betreten.

Zu II 1.2.1.

Gem. Art. 65 Buchst. b der Verordnung (EU) 2020/687 kann die zuständige Behörde Jagdaktivitäten nach 
ihrem Ermessen regulieren, um eine Ausbreitung der ASP zu verhindern. Zum jetzigen Zeitpunkt muss die 
Ausübung der Jagd in der infizierten Zone grundsätzlich verboten werden, um eine Beunruhigung und damit 
mögliche Versprengung infizierter Wildschweine zu verhindern. Davon ausgenommen sind nach Buchst. a 
bestimmte jagdliche Maßnahmen zur Nachsuche von Unfallwild aus Tierschutzgründen, bei denen das Risiko 
einer Versprengung verringert ist.

Ausgenommen ist darüber hinaus auch das Ausbringen von Kirrmaterial und das Anlegen von Kirrstellen, 
beides nach näherer Bestimmung der Veterinärbehörde (Buchst. b). Dies kann dazu beitragen, dass die infi-
zierten Wildschweine in der infizierten Zone verbleiben. Mit der Ausnahme unter Buchst. c wird die rechtliche 
Voraussetzung für die Anlage und den Einsatz von Saufängen zur Reduzierung des Schwarzwildbestandes 
in der infizierten Zone geschaffen. Mit Saufängen geht keine Beunruhigung wie bei anderen Jagdmethoden 
einher, die eine Abwanderung nach außen zur Folge haben kann. 

Davon ausgenommen sind nur solche jagdlichen Maßnahmen, die im Zusammenhang mit der Suche nach Ka-
davern von Wildscheinen verbunden sind, einschließlich des aus Tierschutzgründen erforderlichen Erlösens 
schwerkranken Wilds.

Buchst. d) beruht auf Art. 65 Buchst. b der Verordnung (EU) 2020/687. Im Interesse des Tierschutzes ist es 
geboten, das tierschutzrechtlich gebotene Erlösen schwerkranken Wildes, welches durch die mit der Kadaver-
suche beauftragten Personen aufgefunden wird, sowie das Erlegen von Wildschweinen, die diese Personen 
angreifen, zu erlauben. Da mit der Beauftragung die Befugnis einhergeht, Waffen zu führen, erfolgt die Beauf-
tragung in Textform und wird beim Landratsamt dokumentiert. Die Befugnisse stehen grundsätzlich auch den 
Jagdausübungsberechtigten zu, der Rechtskreis dieses Personenkreises wird so erweitert.

Zu II. 1.2.2.

Die Anordnung beruht auf Art. 65 Abs. 1 Buchst. d) ii), 70 Abs. 1 Buchst. b, Abs. 2 der Verordnung (EU) 
2016/429 i.V.m. Art. 63 Abs. 2 Buchst a und Art. 64 Abs. 2 Buchst. c) der Verordnung (EU) 2020/687. In der 
infizierten Zone müssen sämtliche Kadaver von Wildschweinen unschädlich beseitigt werden. Kadaver infizier-
ter Wildschweine enthalten große Mengen an Viruspartikeln, sodass sich andere Schweine leicht an diesen 
anstecken können. Aus diesem Grund müssen die Kadaver schnell aus dem Wald entfernt werden. Dabei sind 
strenge Hygienevorschriften zu beachten, um eine Verschleppung des Virus zu vermeiden. Daher erfolgt die 
Bergung von speziell dafür ausgebildeten Bergeteams.

Diese Maßnahme ist außerdem geeignet, um einen Überblick über die Verbreitung der ASP zu gewinnen 
und aktuelle Lagepläne, die für ein effektives Krisenmanagement und die Planung weiterer Maßnahmen un-
erlässlich sind, zu erstellen. Die Meldung verendet aufgefundener Wildschweine zzgl. der unter Ziffer II 1.2.2. 
genannten Informationen ist dafür unerlässlich. 

Zu II. 1.2.3.

Die Anordnung beruht auf § 14d Abs. 5 Nr. 4 der SchwPestV i. V. m. Art. 64 Abs. 2 Buchst. a) der Verordnung 
(EU) 2020/687, i.V. mit Art. 65 Abs. 1 Buchst. f) und Art. 70 Abs. 1 Buchst. b, Abs. 2 sowie Art. 71 Abs. 1 der 
Verordnung (EU) 2016/429.

Sie ist geeignet, um einer Infektion von Hausschweinen mit ASP vorzubeugen. In Anbetracht der Infektions-
gefahr, die nicht nur für Wildschweine, sondern auch für Hausschweine besteht, sollten Wildschweinkadaver 
und solche Gegenstände, die damit in Berührung gekommen sind, keinesfalls in einen schweinehaltenden 
Betrieb verbracht werden. Mildere, gleich effektive Maßnahmen, sind nicht ersichtlich. Gegenstände, die mit 
Wildschweinen in Berührung gekommen sind, sollten trotz Desinfektion nicht in einen schweinehaltenden Be-
trieb verbracht werden, da die Desinfektion fehlerhaft vorgenommen werden kann. 

Zu II. 1.3.1.

Die Anordnung beruht auf § 14d Abs. 4 Nr. 1 der SchwPestV i. V. m. Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 sowie 
Art. 71 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 64 Abs. 2 Buchst. a der Delegierten Verordnung (EU) 
2020/687. Diese Anordnung ist geeignet, um der zuständigen Behörde einen Überblick über potenziell gefähr-
dete Betriebe in der Restriktionszone zu verschaffen. Verendete, erkrankte oder fieberhafte Schweine können 
ein möglicher Indikator für eine Infektion mit ASP sein. Die Anzahl der gehaltenen Schweine gibt Aufschluss 
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darüber, wie viele Tiere potenziell von einem Ausbruch der ASP in einem bestimmten Betrieb betroffen sein 
könnten. Die zuständige Behörde benötigt diese Information zeitnah, um in angemessener Schnelligkeit Maß-
nahmen zur Eindämmung der Seuche treffen zu können. Ein Eingriff in Rechtsgüter der Betriebe, die diese 
Zahlen mitteilen müssen, insbesondere in die Berufsfreiheit, ist geringfügig und steht daher nicht außer Ver-
hältnis zum angestrebten Zweck der Maßnahme. Zu berücksichtigen ist dabei, dass die Pflicht zur Meldung 
des Bestandes und etwaiger Krankheitsfälle letztlich auch dem Schutz der Betriebe der Betroffenen dient.

Zu II 1.3.2-1.3.4.

Die Anordnung 1.3.2. beruht auf § 14d Abs. 4 Nr. 3 der SchwPestV i. V. m. Art. 64 Abs. 2 Buchst. a) der Verord-
nung (EU) 2020/687 i. V. m.  Art. 65 Abs. 1 Buchst. f), Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 sowie Art. 71 Abs. 1 
der Verordnung (EU) 2016/429.

Die Anordnung 1.3.3. beruht auf § 14d Abs. 4 Nr. 5 der SchwPestV i. V. m. Art. 64 Abs. 2 Buchst. a) der Verord-
nung (EU) 2020/687 i. V. m. Art. 65 Abs. 1 Buchst. f), Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 sowie Art. 71 Abs. 1 
der Verordnung (EU) 2016/429.

Die Anordnung 1.3.4. beruht auf § 14d Abs. 4 Nr. 4. der SchwPestV i. V. m. Art. 64 Abs. 1 und Abs. 2 Buchst. a) 
der Verordnung (EU) 2020/687 i. V. m. Art. 54, Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 sowie Art. 71 Abs. 1 der 
Verordnung (EU) 2016/429.

Diese Anordnungen sind geeignet, einer Verschleppung des ASP-Virus von Wildschweinen in Schweinehal-
tungen vorzubeugen bzw. einen solchen Eintrag frühzeitig zu erkennen. Mildere Mittel sind nicht ersichtlich. 
Desinfektion und die für Wildschweine unzugängliche Aufbewahrung von Futter, Einstreu und sonstigen Ge-
genständen sind unerlässliche Vorsichtsmaßnahmen. 

Eine virologische Untersuchung verendeter und erkrankter Schweine, bei denen der Verdacht auf ASP nicht 
sicher ausgeschlossen werden kann, ist zwingend erforderlich, um einen Eintrag des Virus bei gehaltenen 
Schweinen zu erkennen und eine weitere Verbreitung verhindern zu können. Würden diese Maßnahmen nicht 
angeordnet, bestünde die Gefahr, dass sich das in einen Betrieb eingeschleppte Virus weiter ausbreitet und 
erhebliche Schäden verursacht. 

Zu II 1.3.5

Die Anordnung beruht auf Art. 9 Abs. 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 sowie hinsichtlich der 
noch nicht in der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 gelisteten Gebiete auf Art. 65 Buchst. a) der VO 
(EU) 2020/687 i.V. mit Art. 61 Abs. 1 Buchst. a und Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 der VO (EU) 2016/429.

Nach Art. 9 Abs. 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 verbietet die zuständige Behörde die Ver-
bringungen von Schweinen innerhalb und außerhalb der infizierten Zone. Nach Art. 65 Buchst. a) der VO (EU) 
2020/687 i.V. mit Art. 61 Abs. 1 Buchst. a und Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 der VO (EU) 2016/429 ergreift 
die zuständige Behörde die erforderlichen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen und kann das Verbringen von 
gehaltenen Tieren gelisteter Arten regulieren.

Diese Maßnahme ist geeignet, um eine weitere Seuchenausbreitung zu verhindern. Da die zuständigen Be-
hörden unter den in Art. 14 ff. der Durchführungsverordnung 2023/594 genannten Voraussetzungen Ausnah-
men von diesem Verbot genehmigen können, ist diese Maßnahme auch verhältnismäßig. 

Zu II 1.3.6

Die Anordnung beruht auf § 14d Abs. 5 Nr. 1 der SchwPestV i. V. m. Art. 64 Abs. 2 Buchst. a) und Art. 65 Buchst. a 
der Verordnung (EU) 2020/687 i.V. mit Art. 65 Abs. 1 Buchst. f), Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 sowie 
Art. 71 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/429.

Diese Anordnung ist geeignet, einer Verschleppung des ASP-Virus in Hausschweinehaltungen vorzubeugen.

Die Anordnung ist auch erforderlich, da bei einem Treiben von Schweinen auf öffentlichen Straßen und Wegen 
in der infizierten Zone ein Kontakt der Tiere mit infiziertem Trägermaterial nicht ausgeschlossen werden kann. 
Mildere Maßnahmen sind nicht ersichtlich. Ein Treiben auf öffentlichen Straßen und Wegen wäre im Hinblick 
auf das Infektionsgeschehen und die unvorhersehbare Dynamik der Seuchenlage ein nicht zu vertretender 
Risikofaktor.

Die Maßnahme ist auch im Hinblick auf die Berufsfreiheit betroffener Halterinnen und Halter angemessen. Sie 
stellt nur einen geringen Einfluss auf betriebliche Abläufe dar, da das Treiben auf betrieblichen Wegen und 
eingezäunten Arealen unter den in Ziffer 1.3.6 genannten Voraussetzungen möglich ist. 

Zu II 1.3.7

Die Anordnung beruht auf Art. 8 Abs. 3 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 sowie hinsichtlich der 
noch nicht in der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 gelisteten Gebiete auf Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und 
Abs. 2 i. V. m. Art. 61 Abs. 1 Buchst. a der VO (EU) 2016/429. 

Nach Art. 8 Abs. 3 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 verbietet die zuständige Behörde Verbringun-
gen in andere Mitgliedstaaten und Drittländer von Schweinen und von diesen gewonnenen Erzeugnissen aus 
der infizierten Zone. 
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Das Verbot des Verbringens von Erzeugnissen, die von Schweinen gewonnen wurden, die in der infizierten 
Zone gehalten wurden, in andere Mitgliedsstaaten oder Drittländer ist eine geeignete Maßnahme, um zu ver-
hindern, dass durch möglicherweise infizierte Tiere und kontaminierte Erzeugnisse eine Verbreitung der ASP 
aus der infizierten Zone über große Distanzen erfolgt.

Diese Maßnahme ist erforderlich. 

Die Maßnahme stellt einen Eingriff in die Berufsfreiheit dar, der jedoch im Hinblick auf die Bedeutung der Seu-
cheneindämmung für den weltweiten Handel mit Erzeugnissen, die von Schweinen gewonnen werden, durch 
überwiegende Interessen des öffentlichen Interesses gerechtfertigt und angemessen ist. Wenn ASP durch 
kontaminierte Erzeugnisse in Gebiete außerhalb der infizierten Zone verschleppt wird, sind die wirtschaftli-
chen Schäden, die damit einhergehen um ein Vielfaches höher, als bei konsequenter Befolgung eines zeitlich 
begrenzten Verbringungsverbotes im Seuchenfall. Des Weiteren kann die zuständige Behörde Ausnahmen 
von diesem Verbot nach Maßgabe der Art. 34 ff. der Durchführungsverordnung EU 2023/594 genehmigen.

Zu II 1.3.8

Die Anordnung beruht auf Art. 10 Abs. 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 sowie hinsichtlich der 
noch nicht in der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 gelisteten Gebiete auf Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und 
Abs. 2 i. V. m. 61 Abs. 1 Buchst. a der VO (EU) 2016/429. Nach diesen Vorschriften verbietet die zuständige 
Behörde zwingend die Verbringung von Sendungen von Zuchtmaterial, das von Schweinen gewonnen wurde, 
die in der infizierten Zone gehalten wurden, in Gebiete außerhalb der infizierten Zone. Damit wird verhindert, 
dass durch möglicherweise kontaminiertes Zuchtmaterial eine Verbreitung der Afrikanischen Schweinepest in 
andere Betriebe verhindert werden kann.

Die Maßnahme stellt einen Eingriff in die Berufsfreiheit dar, der jedoch im Hinblick auf die Bedeutung der 
Seucheneindämmung für den weltweiten Handel mit Zuchtmaterial angemessen ist. Wenn ASP durch konta-
miniertes Zuchtmaterial in Gebiete außerhalb der infizierten Zone verschleppt wird, sind die wirtschaftlichen 
Schäden, die damit einhergehen um ein Vielfaches höher, als bei konsequenter Befolgung eines zeitlich be-
grenzten Verbringungsverbotes im Seuchenfall. Die Verbringung von Zuchtmaterial ist nur nach Genehmigung 
der zuständigen Behörde, unter bestimmten Voraussetzungen nach Maßgabe der Art. 32 ff. der Durchfüh-
rungsverordnung EU 2023/594 möglich.

Zu II 1.3.9

Die Anordnung beruht auf Art. 12 Abs. 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 sowie hinsichtlich der 
noch nicht in der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 gelisteten Gebiete auf Art. 61 Abs. 1 Buchst. a und 
Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 und 70 Abs.2 der VO (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 64 Abs. 2 Buchst. a) der 
VO (EU) 2020/687 

Aufgrund der großen Widerstandsfähigkeit des Virus stellen frisches Fleisch und Fleischerzeugnisse, ein-
schließlich Tierdarmhüllen, das bzw. die von Schweinen gewonnen wurden, die in der infizierten Zone gehal-
ten wurden, eine erhebliche Infektionsquelle für empfängliche Tiere dar. Daher ist der Verkehr dieser Waren 
einzuschränken.

Die Maßnahme stellt einen Eingriff in die Berufsfreiheit dar, der jedoch im Hinblick auf die Bedeutung der 
Seucheneindämmung für den weltweiten Handel mit Schweinen, Schweinefleisch und Fleischerzeugnissen 
aus Schweinefleisch angemessen ist. Wenn ASP durch kontaminiertes Fleisch oder kontaminierte Fleischer-
zeugnisse in Gebiete außerhalb der infizierten Zone verschleppt wird, sind die wirtschaftlichen Schäden, die 
damit einhergehen um ein Vielfaches höher, als bei konsequenter Befolgung eines zeitlich begrenzten Verbrin-
gungsverbotes im Seuchenfall. 

Eine Verbringung ist nur nach Genehmigung der zuständigen Behörde, unter bestimmten Voraussetzungen 
nach Maßgabe der Art. 41 ff. der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 möglich.

Zu II 1.3.10

Die Anordnung beruht auf § 14d Abs. 4 Nr. 6. der SchwPestV i. V. m. Art. 64 Abs. 2 Buchst. a) der Verordnung 
(EU) 2020/687 i.V. mit Art. 65 Abs. 1 Buchst. f), Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 sowie Art. 71 Abs. 1 der 
Verordnung (EU) 2016/429.

Wie auch die Verfügung unter Ziffer II 1.1.3. stellt diese Verfügung eine weitere geeignete, vorbeugende Maß-
nahme zur Eindämmung der ASP dar. Im Falle des Auftretens der ASP bei Wildschweinen ist es wichtig, dass 
infizierte Wildschweine nicht beunruhigt werden. Eine Beunruhigung könnte dazu führen, dass infizierte Wild-
schweine in Bereiche vertrieben werden, in denen bisher noch keine infizierten Wildschweine vorhanden sind. 
Die Tierseuche könnte auf diese Weise immer weiter verschleppt werden. 

Hunde können zur Verbreitung infizierten Trägermaterials beitragen, indem sie es mit ihren Pfoten beim Laufen 
verteilen. Das infizierte Trägermaterial kann dann wiederum von anderen Tieren aufgenommen werden. Kom-
men Wild- oder Hausschweine damit in Kontakt, ist eine Infektion möglich. 

Die Maßnahme stellt einen Eingriff in die allgemeine Handlungsfreiheit dar, steht jedoch in einem angemes-
senen Verhältnis zum damit verfolgten Zweck. Die Folgen einer Versprengung infizierter Wildschweine würde 
eine Verbreitung der ASP maßgeblich fördern und könnte zu einer Verbreitung des Virus auch außerhalb 
der infizierten Zone führen. Gleiches gilt für die Verbreitung infizierten Trägermaterials durch einen Hund.
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Da dessen Bewegungsradius sich u. U. nicht nur innerhalb der Restriktionszone befindet, ist die Wahrschein-
lichkeit einer Verbreitung der ASP ohne diese Maßnahme außerhalb der Restriktionszone wesentlich erhöht.

Im Übrigen wird darauf hingewiesen, dass für Hunde außerhalb des Betriebsgeländes in der infizierten Zone 
die Leinenpflicht aus Ziffer II 1.1.3. greift.

Zu II 1.3.11

Die Regelung beruht auf Art. 11 Abs. 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 sowie hinsichtlich der 
noch nicht in der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 gelisteten Gebiete auf Art. 61 Abs. 1 Buchst. a und 
Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 und 70 Abs.2 der VO (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 64 Abs. 2 Buchst. a) der VO 
(EU) 2020/687. Aufgrund der großen Widerstandsfähigkeit des Virus stellen Tierische Nebenprodukte, die von 
Schweinen gewonnen wurden, die in der infizierten Zone gehalten wurden, eine erhebliche Infektionsquelle für 
empfängliche Tiere dar. Daher ist der Verkehr dieser Waren einzuschränken.

Gemäß Art. 11 Abs. 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 verbietet die zuständige Behörde die 
Verbringung von tierischen Nebenprodukten, die von Schweinen gewonnen wurden, die in der infizierten Zone 
gehalten wurden, außerhalb dieser Sperrzone. Die unter Ziffer II 1.3.11 getroffene Anordnung ist somit erfor-
derlich, um die einschlägige gemeinschaftsrechtliche Vorgabe umzusetzen. Ausnahmen von diesem Verbot 
können nach Maßgabe der Art. 11 Abs. 3 i. V. m. 35 ff. der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 genehmigt 
werden.

Zu III.

Die in dieser Allgemeinverfügung getroffen Anordnungen sollen aus Gründen der Verhältnismäßigkeit nur so 
lange gelten, wie sie zur Eindämmung der ASP in dem in Ziffer I bestimmten Gebiet erforderlich sind. Zunächst 
ist ein Geltungszeitraum von sechs Monaten vorgesehen. 

Die zuständige Behörde kann diese Allgemeinverfügung jedoch bereits vor Ablauf dieser Frist ergänzen oder 
ändern

Zu IV

Zu IV. 1.

Diese Allgemeinverfügung ist hinsichtlich der Ziffern 1.2.1., 1.2.1. a), 1.3.2., 1.3.4., 1.3.5., 1.3.11. gemäß 
§ 80 Abs. 2 Nr. 3 der VwGO i. V. m. § 37 S. 1 Nr. 2, 3, 7, 9, 10 des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) sofort 
vollziehbar, hinsichtlich der übrigen Ziffern unter Ziffer III. 1 beruht die Anordnung der sofortigen Vollziehung 
auf § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (BGBl. I S. 686). Widerspruch und Anfechtungsklage 
haben keine aufschiebende Wirkung.

Die Anordnung ist im öffentlichen Interesse notwendig um eine Verschleppung des Seuchenerregers zu ver-
hindern. Bei der Afrikanischen Schweinepest handelt es sich um eine schwerwiegende Erkrankung. Ohne die 
sofortige Geltung der für die Sperrzonen normierten Regelungen steigt die Gefahr, dass sich die Krankheit 
weiter ausbreitet und dadurch erhebliche Schäden verursacht werden. Dies kann jedoch im öffentlichen Inter-
esse an einer effektiven und schnellen Tierseuchenbekämpfung nicht hingenommen werden.

Angesichts der Möglichkeit, dass aufgrund des Seuchengeschehens rigorose Handelsbeschränkungen ge-
genüber der Bundesrepublik Deutschland oder Teilen davon verhängt werden, was massive volkswirtschaft-
liche Schäden und Existenzgefährdungen Einzelner zur Folge haben könnte, sowie der Möglichkeit, dass 
für eine Vielzahl von Tieren erhebliche Gesundheitsgefahren drohen, kann sich die Behörde nicht auf die 
aufschiebende Wirkung etwaiger Rechtsbehelfe und der damit verbundenen zeitlichen Verzögerungen hin-
sichtlich der Bekämpfung der Tierseuche einlassen. Private Interessen, die der Anordnung der sofortigen 
Vollziehung entgegenstehen, müssen daher zurückstehen.

Zu IV. 2

Ziffer IV. 2 der Verfügung beruht auf § 41 Abs. 4 S. 3 und 4 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes (HVwVfG)vom 15. Januar 2010 (GVBl. I S. 18) in der zurzeit gültigen Fassung. Gemäß § 41 Abs. 4 S. 3 
HVwVfG gilt bei öffentlicher Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen nach der ortsüblichen 
Bekanntmachung als bekannt gegeben. Nach § 41 Abs. 4 Satz 4 HVwVfG kann in einer Allgemeinverfügung 
ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. 
Von letzterem wird Gebrauch gemacht, da die Sperrmaßnahmen im Interesse einer wirksamen Seuchenbe-
kämpfung unverzüglich greifen müssen.

Zu IV. 3

Ziffer IV 3 teilt in Übereinstimmung mit § 41 Abs. 4 Satz 1 HVwVfG mit, auf welcher Internetseite die Allgemein-
verfügung öffentlich bekannt gemacht wird. § 15a Satz 1 HAGTierGesG enthält die Möglichkeit, zur Verhütung 
erheblicher Gefahren für Leben, Gesundheit, Tiere oder Sachen diesen Weg der Bekanntgabe vorzusehen. 
Um ein möglichst schnelles Inkrafttreten der Allgemeinverfügung zu gewährleisten, ist dies in diesem Fall er-
forderlich.
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D. Rechtliche Hinweise:

Hinweise zu Ordnungswidrigkeiten bei Zuwiderhandlung 
Bestimmte Zuwiderhandlungen können gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 4 a, Abs. 3 des Tiergesundheitsgesetzes vom 
22. Mai 2013 (BGBl I S. 1324) i. V. m. § 25 SchwPestV mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro als Ordnungs-
widrigkeit geahndet werden.

Hinweis zur Möglichkeit der Einsichtnahme in die Verfügung gemäß § 41 Abs. 4 Satz 2 HVwVfG
Diese Verfügung, ihre Begründung und die Darstellung des betroffenen Gebietes können im Ordnungsamt, 
Abteilung Veterinärwesen (Kleyerstraße 86, 60326 Frankfurt am Main) nach Absprache während der Dienst-
zeiten eingesehen werden.

E. Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Verfügung können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Oberbürgermeister der 
Stadt Frankfurt am Main, Ordnungsamt, Abteilung Veterinärwesen (32.6), Kleyerstraße 86, 60326 Frankfurt 
am Main Widerspruch einlegen.

Mit Rücksicht auf den angeordneten sofortigen Vollzug entfällt die aufschiebende Wirkung eines eingelegten 
Widerspruchs gegen diese Verfügung, so dass der Widerspruch die Durchsetzung dieser Anordnung nicht 
hindert.

Frankfurt am Main, 04.07.2024

In Vertretung

Annette Rinn
Stadträtin

Anlage
Kartenausschnitt

 ASP_Hessen_Infizierte Zone
04.07.2024 um 11:01 Uhr

Infizierte Zone
HESSEN
KREISE HE
GEM06000

 N  1:247.600  1 cm = 2,48 km

 km  5,0  9,9  14,9
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In der oben genannten Angelegenheit ergeht folgende

ALLGEMEINVERFÜGUNG

 1.  Die Allgemeinverfügungen der Stadt Frankfurt am Main vom 17.06.2024, 20.06.2024, 24.06.2024, 
26.06.2024 und 01.07.2024 werden aufgehoben.

 2.  Für Eigentümer, Bewirtschafter, Pächter oder Besitzer eines landwirtschaftlichen Grundstücks inner-
halb der infizierten Zone wird die Nutzung der Flächen mit folgender Maßgabe eingeschränkt:

  2.1   In Sonderkulturen (darunter u.a. Zwiebeln, Kartoffeln, Rüben, Spargel, Erdbeeren, Reb-
land sowie alle weiteren Gemüse, Kräuter und Obstanlagen einschließlich Streuobst sowie 
Nussbaumanlangen (ohne Mahd) und Zierpflanzen können bis auf Weiteres alle auf diesen 
Flächen vorgesehenen Bearbeitungsschritte einschließlich maschineller Ernte und Pflanzen-
schutzmaßnahmen vorgenommen werden.

  2.2   In der infizierten Zone sind alle Bodenbearbeitungs- und Pflanzenschutznahmen im Maisan-
bau zulässig bis zu einer Höhe von 1,50 m. In der Kernzone wird empfohlen, Pflanzenschutz-
maßnahmen soweit möglich mittels Drohne durchzuführen.

  2.3   In Flächen mit Ölsaaten, Getreide, Gemenge sowie Eiweißpflanzen und Leguminosen ein-
schließlich aller bodendeckenden Kulturen, die keinen unmittelbaren Blick auf den Boden er-
lauben, sind keine maschinellen Bearbeitungsmaßnahmen und Ernten gestattet.

  2.4   Pflanzenschutznahmen mit Drohnen sind in allen Kulturen erlaubt.

  2.5   Ausnahmen von den Ziffern 2.2 und 2.3 können im Einzelfall von der zuständigen Behörde 
genehmigt werden.

  2.6  Eine Genehmigung i. S. d. Ziffer 2.5 für das Mähen von Grünland oder die Ernte von Getreide, 
sowie Eiweißpflanzen und Leguminosen in der infizierten Zone, einschließlich des Kernge-
biets, wird auf schriftlichen Antrag erteilt, wenn die Fläche am gleichen Tag unter geeigne-
ten Witterungsbedingungen, mittels Drohne auf das Vorhandensein von Wildschweinen und 
Wildschweinkadavern sowie Teilen davon abgesucht worden ist. Sollte sich die Ernte in die 
Dämmerung oder Abendstunden ziehen, hat der Maschinenführer in besonderem Maß auf 
Wildschweine zu achten, gegebenenfalls durch angepasste Fahrgeschwindigkeit. Das von 
der Drohnenführung übergebene Flugprotokoll ist von der Auftraggeberin / dem Auftraggeber 
aufzubewahren. Ist die Erstellung eines Flugprotokolls nicht möglich, ist eine Bestätigung über 
die durchgeführte Drohnensuche mit dem Ergebnis der Suche (Name, Kontaktdaten, Datum, 
Schlagnummer und Ergebnis des Abflugs) festzuhalten. Es wird empfohlen, dass die Drohne 
über eine Wärmebildtechnik von mindestens 640 x 512 Pixel verfügt. Im Falle der Heuernte 
ist für die auf die Mahd folgenden Tätigkeiten (wenden, pressen) keine weitere Drohnensuche 
erforderlich.

  2.7  Im Fall, dass die Drohnensuche zur Genehmigung nach Ziffer 2.6 ergeben hat, dass sich 
Wildschweine auf der Fläche aufhalten, darf nicht gemäht werden. Es ist ein neuer Termin für 
die Drohnensuche und Ernte festzulegen. Eine erneute Genehmigung zur Mahd bzw. Ernte 
der Fläche muss nicht eingeholt werden.

  2.8  Die Verwendung jeglichen Ernteguts (Stroh, Heu und Getreide) und daraus gewonnener Pro-
dukte aus der infizierten Zone, einschließlich der Kernzone, in Schweinehaltungsbetrieben 
ist ausgeschlossen, es sei denn, diese werden im Fall Stroh, Gras und Heu für mindestens 
6 Monate und im Fall Getreide und sonstigem Erntegut mindestens 30 Tage vor der Verwen-
dung für Wildschweine unzugänglich gelagert oder einer Hitzebehandlung für mindestens 30 
Minuten bei 70°C unterzogen. 

Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest (ASP) 
bei Wildschweinen

Maßnahmen im Hinblick auf die landwirtschaftliche 
Bewirtschaftung von Feldern
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  2.9   Die Verwendung von Erntegut und daraus gewonnener Produkte aus der infizierten Zone, 
einschließlich der Kernzone, ist zulässig, wenn ein Ernteverfahren angewendet worden ist, 
das eine Aufnahme von Wildschweinkadaverteilen (z.B. Teildrusch) ausschließt, oder das Ern-
tegut und die Folgeprodukte während des Verarbeitungsprozesses für mindestens 30 Tage im 
Fall von Getreide und sonstigem Erntegut sowie 6 Monate im Fall von Stroh, Gras und Heu 
vor dem Inverkehrbringen gelagert worden ist oder vor dem Inverkehrbringen einer Hitzebe-
handlung für mindestens 30 Minuten bei 70°C unterzogen worden ist.

  2.10   Jegliches Erntegut, bei dem eine Verwendung auf einem Schweinehaltungsbetrieb ausge-
schlossen ist, kann ohne Lagerung oder Hitzebehandlung verwendet werden. 

  2.11   Bis auf weiteres können sämtliche, auch maschinelle Maßnahmen, die nach erfolgter vollstän-
diger Ernte (z. B. Umbruch, weitere Bodenbearbeitung, Nachsaat) auf Flächen nach Ziffer 2.2 
und 2.3. vorgenommen werden sollen, erfolgen. 

  2.12   Unter Beachtung der Vorgaben der aktuellen Düngeverordnung können Schweine-Gülle und 
Schweine-Mist aus Ställen innerhalb der infizierten Zone auf Flächen innerhalb der infizierten 
Zone ausgebracht werden. Unter Beachtung der Vorgaben der aktuellen Düngeverordnung 
können Gülle und Mist von Nutztieren außer Schwein innerhalb und außerhalb der infizierten 
Zone ausgebracht werden.

  2.13   Bei sämtlichen Bearbeitungs- und Erntemaßnahmen sind die Landwirtinnen und Landwirte 
gehalten, bei der Bewirtschaftung auf mögliche Schweinekadaver sowie lebende Tiere zu 
achten. Im Fall von Kadaverfunden ist die Maßnahme umgehend zu unterbrechen und der 
Fund der örtlich zuständigen Veterinärbehörde zu melden. Nach der Bergung und Dekontami-
nation ist die Fundstelle bei der Mahd großzügig zu umfahren.

 3.  Die Allgemeinverfügung ist solange gültig, bis eine neue Allgemeinverfügung zur landwirtschaftli-
chen Betätigung und Ernte in Kraft tritt, längstens bis zum 09. Januar 2025.

 4.  Die Verfügungen 1. bis 2. sind sofort vollziehbar.

 5.  Die Verfügung gilt an dem auf die ortsübliche Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.

BEGRÜNDUNG
Sachverhalt:

Am 13.06.2024 wurde bei einem Wildschwein, das in Königstädten erlegt wurde, eine virologische Unter-
suchung vorgenommen. Nach dem Ergebnis der virologischen Untersuchung vom 15.06.2024 wurde bei 
dem Wildschwein die Afrikanische Schweinepest (ASP) festgestellt. Daher hat der Landrat des Landkreises 
Groß-Gerau den Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest im Sinne des Art. 9 Abs. 2 der Verordnung (EU) 
2020/689 vom 17. Dezember 2019 in der aktuell gültigen Fassung bei wildlebenden Schweinen am 15.06.2024 
amtlich festgestellt.

Bei der Afrikanischen Schweinepest handelt es sich um eine Viruserkrankung, von der Haus- und Wildschwei-
ne betroffen sind. Die Übertragung erfolgt durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren oder deren Kadavern, 
die Aufnahme von Speiseabfällen oder Schweinefleischerzeugnissen bzw. -zubereitungen sowie andere in-
direkte Übertragungswege (Fahrzeuge, kontaminierte Ausrüstungsgegenstände einschl. Jagdausrüstung, 
landwirtschaftlich genutzte Geräte und Maschinen, Kleidung). Nach einer Infektion entwickeln die Tiere sehr 
schwere, aber unspezifische Allgemeinsymptome und führt in der Regel zum Tod des Tieres.

Die Bewirtschaftung und Ernte landwirtschaftlicher Flächen mit Maschinen stellt ein besonderes Risiko im Hin-
blick auf eine Verschleppung infektiösen Materials durch diese Tätigkeiten dar. Aus diesem Grund hat insoweit 
eine grundlegende Risikobewertung zu erfolgen, die dieser Allgemeinverfügung zugrunde liegt.

Nach Art. 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2024/1857 der Kommission vom 28. Juni 2024 zur Änderung 
der Anhänge I und II der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 mit besonderen Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Afrikanischen Schweinepest und zur Aufhebung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2024/1695 
der Kommission und des Durchführungsbeschlusses (EU) 2024/1790 der Kommission sind die aufgrund des 
Ausbruchs der ASP vom 15.06.2024 betroffenen hessischen Gebiete in Anhang II Teil A der Durchführungs-
verordnung 2023/594 als infizierte Zone gelistet. 

Rechtliche Würdigung:

Gemäß Art. 8 Abs. 2 der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 sind die Seuchenbekämpfungsmaßnah-
men dieser Verordnung zusätzlich zu den in den Art. 63 bis 66 der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 
festgelegten Maßnahmen, die für die Sperrzone II gelten, auch in der infizierten Zone anzuwenden.

Die Delegierte Verordnung (EU) 2020/687 der Kommission ergänzt die Vorschriften für die Bekämpfung der 
gelisteten Seuchen gemäß Art. 9 Abs. 1 Buchst. a, b und c der Verordnung (EU) 2016/429, die in der Durch-
führungsverordnung (EU) 2018/1882 der Kommission als Seuchen der Kategorien A, B und C definiert sind. 
Insbesondere sind in den Art. 63 bis 66 der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 bestimmte Maßnahmen 
vorgesehen, die im Falle einer amtlichen Bestätigung eines Ausbruchs einer Seuche der Kategorie A bei wild 
lebenden Tieren, einschließlich der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen, zu ergreifen sind.
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Gemäß Art. 4 Nr. 40 der VO (EU) 2016/429 ist ein „Ausbruch“ das amtlich bestätigte Auftreten einer gelisteten 
Seuche oder einer neu auftretenden Seuche bei einem oder mehreren Tieren in einem Betrieb oder an einem 
sonstigen Ort, an dem Tiere gehalten werden oder sich befinden. 

Zu 1:

Die bisherigen Allgemeinverfügungen werden nach § 49 Abs. 1 HVwVfG aufgehoben, weil sie an die Rechts-
lage nach Inkrafttreten der Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 anzupassen sind. Sie werden durch die 
Allgemeinverfügung unter Nr. 2 ersetzt.

Zu 2:

Bei der ASP handelt es sich um eine Tierseuche, die durch kleinste Mengen infektiösen Materials verbrei-
tet werden kann. Aus diesem Grund ist einerseits eine Versprengung erkrankter Tiere und andererseits die 
Verschleppung infektiösen Materials wie Blut, wie sie bei der Bewirtschaftung mit Maschinen erfolgen kann, 
unbedingt zu verhindern. Gleichzeitig sind die aus seuchenrechtlicher Sicht notwendigen Maßnahmen in Ein-
klang zu bringen mit den Interessen der landwirtschaftlichen Betriebe an einer Bewirtschaftung und Ernte ihrer 
Flächen, um die Belastungen dieser auf einem möglichst geringen Niveau zu halten.

Die einzelnen getroffenen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen dienen dem legitimen Zweck, die Verbreitung 
der Afrikanischen Schweinepest effektiv und schnellstmöglich einzudämmen. Jede der einzelnen getroffenen 
Maßnahmen fördert diesen Zweck und ist geeignet, erforderlich und angemessen und damit verhältnismäßig. 
Die Anordnungen greifen nicht auf in unzulässiger Weise in schützenswerte Rechtsgüter ein.

Grundsätzlich gilt bei allen landwirtschaftlichen Bearbeitungs- oder Erntemaßnahmen, dass diese umgehend 
eingestellt werden müssen und die örtliche zuständige Veterinärbehörde zu informieren ist, sobald Wildschwei-
ne oder Kadaver in der betroffenen Fläche gesichtet werden (vgl. Ziffern 2.7, 2.8 und 2.12).

Zu den Verfügungen 2.1 – 2.7:

Die Verfügungen beruhen auf Art. 8 Abs. 2 VO (EU) 2023/594 i. V. m. Art. 65 Buchst. b der VO (EU) 2020/687. 
Danach kann die zuständige Behörde in der infizierten Zone, um die Ausbreitung der Seuche der Kategorie A 
zu verhindern, Tätigkeiten im Freien regulieren. Davon eingeschlossen ist auch die landwirtschaftliche Betäti-
gung. 

Gemäß § 14d Abs. 5a Nr. 1, 2. Alt. der Verordnung zum Schutz gegen die Schweinepest und die Afrikani-
sche Schweinepest (SchwPestV) vom 8. Juli 2020 (BGBl. I S. 1605), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
6. November 2020 (BAnz AT 09.11.2020 V1) i. V. m. Art. 65 Abs. 1 Buchst. f, Art. 70 Abs. 1 Buchst. b und Abs. 2 
sowie Art. 71 der Verordnung (EU) 2016/429, kann die zuständige Behörde die Nutzung landwirtschaftlicher 
Flächen für längstens sechs Monate beschränken oder verbieten, soweit es aus Gründen der Tierseuchenbe-
kämpfung erforderlich ist. 

Zu 2.1:

Landwirtschaftliche Flächen, die aufgrund der Art des Bewuchses gut einsehbar sind, bieten nur eine sehr 
geringe Rückzugsmöglichkeit für Wildschweine, insbesondere für erkrankte Tiere. Gleichzeitig werden hier in 
der Regel bei einer Bewirtschaftung der Flächen mögliche Wildschweine oder Kadaver frühzeitig gesichtet, so 
dass weitere Bearbeitungsschritte umgehend eingestellt werden können. 

Zu 2.2:

Die landwirtschaftliche Bewirtschaftung und Ernte mit Maschinen sind insoweit einzuschränken, als eine freie 
Sicht auf den Boden zur Sichtung von möglichen Kadavern nicht möglich ist. Davon ist im Maisanbau bei 
einer Pflanzenhöhe von 1,50 m noch auszugehen. Bei einer größeren Wuchshöhe haben die Interessen der 
landwirtschaftlichen Betriebe an der Ausübung ihrer Tätigkeit insoweit hinter dem Interesse an einer effektiven 
Tierseuchenbekämpfung zurückzustehen. 

In der Kernzone wird empfohlen, soweit mögliche Pflanzenschutzmaßnahmen mit Drohnen durchzuführen, um 
eine mögliche Versprengung der Tiere oder eine Verschleppung des Virus auszuschließen.

Zu 2.3:

Aufgrund des Risikos der Verschleppung infektiösen Materials sind in Kulturen, die keinen unmittelbaren Blick 
auf den Boden erlauben, keine maschinellen Bearbeitungsmaßnahmen und Ernten gestattet.

Zu 2.4: 

Zwar handelt es sich bei Pflanzenschutzmaßnahmen mit Drohnen um maschinelle Bearbeitungsmaßnahmen, 
allerdings bergen diese weder das Risiko der Verschleppung der Seuche noch der Versprengung der Tiere. 
Somit ist der Pflanzenschutz mittels Drohnen grundsätzlich erlaubt. 

Zu 2.5:

Um notwendige Bearbeitungs- und Erntemaßnahmen zu ermöglichen und somit im Einzelfall die Nachteile 
für die landwirtschaftlichen Betriebe auf ein Minimum zu begrenzen, können im Einzelfall von der zuständigen 
Behörde genehmigt werden. Auf diese Weise wird dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz Rechnung getragen. 
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Zu 2.6:

Aufgrund der unter Ziffer 2.3 aufgeführten Gründen hat vor dem Mähen von Grünland und dem Ernten von 
Flächen eine Risikobewertung durch die zuständige Behörde zu erfolgen. Dies kann im Verfahren zur Geneh-
migung von Ernte- und Mäharbeiten in der infizierten Zone einschließlich der Kernzone erfolgen. Dabei ist im 
Vorfeld sicherzustellen, dass die landwirtschaftliche Fläche mit Drohnen auf Wildschweine, Wildschweinkada-
ver oder Teile davon abgesucht worden ist. Dies ist zu dokumentieren und durch die Betriebe zu verwahren. 

Sollte es bei der Suche oder beim Mähen oder der Ernte entsprechende Funde gegeben haben, so haben die 
Interessen der landwirtschaftlichen Betriebe zunächst hinter den erforderlichen Maßnahmen zur Tierseuchen-
bekämpfung zurückzustehen. 

Da davon auszugehen ist, dass sich Wildschweine in einer gemähten Grasfläche mangels Rückzugsmöglich-
keit nicht aufhalten, ist im Falle der Heuernte für die auf die Mahd folgenden Tätigkeiten (wenden, pressen) 
keine weitere Drohnensuche erforderlich.

Zu 2.8 – 2.10:

Die Verfügungen beruhen auf Art. 8 Abs. 2 VO (EU) 2023/594 i. V. m. Art. 64 Abs. 2 Buchst. a der VO (EU) 
2020/687. Danach kann die zuständige Behörde in der infizierten Zone Risikominderungsmaßnahmen und 
verstärkte Maßnahmen zum Schutz vor biologischen Gefahren treffen, um eine Ausbreitung der Seuche der 
Kategorie A ausgehend von den betroffenen Tieren und der infizierten Zone auf nicht infizierte Tiere oder auf 
Menschen zu verhindern.

Gemäß § 14d Abs. 5 Nr. SchwPestV ist die Verwendung von Gras, Heu und Stroh, das im gefährdeten Gebiet 
(der infizierten Zone) gewonnen worden ist, zur Verfütterung an oder als Einstreu oder Beschäftigungsmaterial 
für Schweine verboten, es sei denn, es wird bestimmten Behandlungen unterzogen. Um eine Nutzung des 
Ernteguts oder daraus gewonnener Erzeugnisse zu ermöglichen und gleichzeitig eine Ausbreitung der Afri-
kanischen Schweinepest zu verhindern, ist das Inverkehrbringen an bestimmte Erfordernisse zu knüpfen, um 
das Risiko einer Verbreitung weitestgehend zu minimieren. Dabei sind an die Verwendung in schweinehalten-
den Betrieben strengere Voraussetzungen zu stellen, als in Fällen, in denen dies ausgeschlossen ist.

Ziffer 2.9 stellt sicher, dass die Verwendung jeglichen Ernteguts, das im infizierten Gebiet gewonnen worden 
ist, in schweinehaltenden Betrieben ausgeschlossen ist. Ausnahme ist, wenn das Erntegut einer Behandlung 
unterzogen worden ist, die das Risiko des Verbringens von Virusmaterial drastisch herabsenkt. Das Verbot 
greift zwar in erheblicher Weise in die Rechte der Betriebe ein. Aufgrund der erheblichen Ansteckungsfähigkeit 
des Virus und der dadurch drohenden Gefahren für gehaltene Schweine ist die Maßnahme zur Verhinderung 
der Verschleppung der ASP in schweinehaltende Betriebe dringend erforderlich und verhältnismäßig. 

Eine Verwendung in sonstiger Weise ist möglich, soweit eine Virusbelastung aufgrund des Ernteverfahrens 
oder nach einer entsprechenden Behandlung ausgeschlossen ist. 

Soweit die Verwendung in einem schweinehaltenden Betrieb aufgrund der bestimmungsgemäßen Verwen-
dung des Ernteguts (bspw. Braugerste) vollständig ausgeschlossen ist, ist die Verwendung auch ohne Lage-
rung oder Hitzebehandlung möglich (Ziffer 2.11). 

Die Anordnung ist somit erforderlich und fachlich geboten.

Zu 2.11:

Bearbeitungsmaßnahmen, die im Nachgang zu einer Ernte erfolgen, können bis auf weiteres durchgeführt 
werden, da insoweit das Risiko einer Versprengung oder Verschleppung als gering eingeschätzt werden kann.

Zu 2.12:

Die Maßnahme beruht auf Art. 8 Abs. 2, 11 Abs. 1 VO (EU) 2023/594 sowie hinsichtlich der noch nicht in der 
Durchführungsverordnung (EU) 2023/594 gelisteten Gebiete auf Art. 61 Abs. 1 Buchst. a und Art. 70 Abs. 1 
Buchst. b und Abs. 2 der Verordnung (EU) 2016/429 i. V. m. Art. 64 Abs. 2 Buchst. a der Verordnung (EU) 
2020/687. Darüber hinaus sind die grundsätzlichen Vorgaben der Düngeverordnung zu beachten. 

Zu Ziffer 2.13:

Diese Verfügung stellt eine geeignete, vorbeugende Maßnahme zur Eindämmung der ASP dar. Im Fall des 
Auftretens der Seuche bei Wildschweinen ist es wichtig, dass infizierte Tiere nicht beunruhigt werden. Eine Be-
unruhigung könnte dazu führen, dass infizierte Tiere in Bereich vertrieben werden, in denen bislang noch keine 
infizierten Wildschweine vorhanden sind. Die Tierseuche könnte auf diese Weise weiter verschleppt werden. 
Dadurch würde der Bereich mit den infizierten Wildschweinen immer größer und die Seuchenbekämpfung 
erheblich erschwert werden. Eine Beunruhigung von Wildschweinen ist daher unbedingt zu vermeiden. Ka-
daver von Wildschweinen können erhebliche Virusmengen aufweisen, die mittels Maschinen weiter verbracht 
werden können. Dies würde ebenfalls zu einer Ausdehnung des Seuchengeschehens führen und ist daher so 
weit wie möglich zu vermeiden. 

Die Maßnahme stellt nur einen geringen Eingriff in die Rechte der Betroffenen dar, da die Bearbeitungs- und 
Erntemaßnahmen nicht ausgeschlossen, sondern nur aufgeschoben werden. Von daher sind sie erforderlich, 
angemessen und verhältnismäßig.
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Zu 3.:

Da eine fortlaufende Beobachtung der Entwicklung landwirtschaftlicher Pflanzen zwingend erforderlich ist, um 
die Notwendigkeit von Pflanzenschutz-, Bodenbearbeitungs- und Erntearbeiten zu bewerten, ist die Verfügung 
nur so lange gültig, bis insoweit eine neue Allgemeinverfügung ergeht. Gemäß § 14d Abs. 5a Nr. 1 SchwPestV 
darf die Nutzung landwirtschaftlicher Flächen jedoch längstens für sechs Monate beschränkt oder verboten 
werden.

Zu 4.:

Die Allgemeinverfügung ist gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 3 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19. März 1991 
(BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) i. V. m. § 37 Nr. 
11 Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2018 (BGBl. I 
S. 1938), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2852) sofort vollziehbar.

Zu 5.:

Gemäß § 41 Abs. 4 Satz 3 und 4 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG) vom 15. Januar 
2010 (GVBl. I S. 18), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Februar 2023 (GVBl. S. 78, 81), gilt bei öffentli-
cher Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als 
bekannt gegeben. Nach § 41 Abs. 4 Satz 4 HVwVfG kann in einer Allgemeinverfügung ein hiervon abweichen-
der Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Im Interesse einer 
wirksamen Seuchenbekämpfung ist hiervon Gebrauch zu machen.

Die Allgemeinverfügung wird gemäß § 15a des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Tiergesundheitsgesetz 
(HAGTierGesG) vom 14. Juni 2010 (GVBl. I 2010, S. 621, 623), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. März 
2023 (GVBl. S. 183, 215) durch Bekanntgabe auf der Internetseite der Internetseite der Stadt Frankfurt am 
Main frankfurt.de/asp bekannt gemacht.

RECHTSBEHELFSBELEHRUNG

Gegen diese Verfügung können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Oberbürgermeister der 
Stadt Frankfurt am Main, Ordnungsamt, Abteilung Veterinärwesen (32.6), Kleyerstraße 86, 60326 Frankfurt 
am Main Widerspruch einlegen.

Mit Rücksicht auf den angeordneten sofortigen Vollzug entfällt die aufschiebende Wirkung eines eingelegten 
Widerspruchs gegen diese Verfügung, so dass der Widerspruch die Durchsetzung dieser Anordnung nicht 
hindert.

Frankfurt am Main, 08.07.2024

In Vertretung

Annette Rinn
Stadträtin
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ALLGEMEINVERFÜGUNG

Es wird angeordnet:

 1.   Die Allgemeinverfügung vom 08.07.2024, Aktenzeichen32.61-70V TS 3/24 Me, wird wie folgt geän-
dert:

  Ziffer 2.6 wird wie folgt gefasst: 

   „Eine Genehmigung i. S. d. Ziffer 2.5 für das Mähen von Grünland oder die Ernte von Getreide, Ölsaa-
ten sowie Eiweißpflanzen und Leguminosen in der infizierten Zone, einschließlich des Kerngebiets, 
wird auf schriftlichen Antrag erteilt, wenn die Fläche am gleichen Tag unter geeigneten Witterungs-
bedingungen, mittels Drohne auf das Vorhandensein von Wildschweinen und Wildschweinkadavern 
sowie Teilen davon abgesucht worden ist. Sollte sich die Ernte in die Dämmerung oder Abendstunden 
ziehen, hat der Maschinenführer in besonderem Maß auf Wildschweine zu achten, gegebenenfalls 
durch angepasste Fahrgeschwindigkeit. Das von der Drohnenführung übergebene Flugprotokoll ist 
von der Auftraggeberin / dem Auftraggeber aufzubewahren. Ist die Erstellung eines Flugprotokolls 
nicht möglich, ist eine Bestätigung über die durchgeführte Drohnensuche mit dem Ergebnis der Su-
che (Name, Kontaktdaten, Datum, Schlagnummer und Ergebnis des Abflugs) festzuhalten. Es wird 
empfohlen, dass die Drohne über eine Wärmebildtechnik von mindestens 640 x 512 Pixel verfügt. 
Im Falle der Heuernte ist für die auf die Mahd folgenden Tätigkeiten (wenden, pressen) keine weitere 
Drohnensuche erforderlich.“

 2.  Die Regelungen unter Ziffer 1. ist sofort vollziehbar.

 3.  Die Verfügung gilt an dem auf die ortsübliche Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben. 

BEGRÜNDUNG:

Am 13.06.2024 wurde bei einem Wildschwein, das in Königstädten erlegt wurde, eine virologische Untersu-
chung vorgenommen. Nach dem Ergebnis der virologischen Untersuchung vom 15.06.2024 wurde bei dem 
Wildschwein die Afrikanische Schweinepest festgestellt. Daher hat der Landrat des Landkreises Groß-Gerau 
den Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen am 15.06.2024 amtlich festgestellt.

Zu Nr. 1:

Gemäß Art 70 Abs. 1 Buchst. b und Art. 65 Abs. 1 Buchst. i) der Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen 
Parlament und des Rates vom 9. März 2016 (ABl. EU Nr. L 84, S. 1) i. V. m. Art. 65 Buchst. b 2. Alt. der Dele-
gierten Verordnung (EU) 2020/687 der Kommission vom 17. Dezember 2019 (ABl. EU Nr. L 174, S. 64) trifft die 
zuständige Behörde im Fall der amtlichen Bestätigung einer gelisteten Seuche gemäß Artikel 9 Abs. 1 Buchst 
a bei wild lebenden Tieren die erforderlichen Seuchenpräventions-, bekämpfungsmaßnahmen und sonstigen 
erforderlichen Maßnahmen zur Beschränkung des Risikos der Ausbreitung dieser gelisteten Seuche auf ein 
Minimum. Hiervon eingeschlossen ist auch die Regulierung sonstiger Tätigkeiten im Freien. Gemäß § 14d 
Abs. 5a Nr. 1 der Verordnung zum Schutz gegen die Schweinepest und die Afrikanische Schweinepest (Schw-
PestV) vom 8. Juli 2020 (BGBl. I S. 1605), zuletzt geändert durch Verordnung vom 6. November 2020 (BAnz 
AT 09.11.2020 V1) kann die zuständige Behörde anordnen, dass die Nutzung landwirtschaftlicher Flächen für 
längstens sechs Monate beschränken oder verbieten, soweit es aus Gründen der Tierseuchenbekämpfung 
erforderlich ist.

Bei der Afrikanischen Schweinepest handelt es sich um eine hochinfektiöse Tierseuche, die durch kleinste 
Mengen infektiösen Materials verbreitet werden kann. Aus diesem Grund ist einerseits eine Versprengung er-
krankter Tiere und andererseits die Verschleppung infektiösen Materials wie Blut, wie sie bei der Bewirtschaf-
tung mit Maschinen erfolgen kann, unbedingt zu verhindern.

Daher hat vor Mäharbeiten eine Risikobewertung durch die zuständige Behörde zu erfolgen. Dies kann im 
Verfahren zur Genehmigung von Ernte- und Mäharbeiten in der infizierten Zone einschließlich der Kernzone 
erfolgen. Dabei ist im Vorfeld sicherzustellen, dass die landwirtschaftliche Fläche mit Drohnen auf Wildschwei-
ne, Wildschweinkadaver oder Teile davon abgesucht worden ist. Dies ist zu dokumentieren und durch die 
Betriebe zu verwahren. 

Zur Klarstellung wird Ziffer 2.6 um Ölsaaten ergänzt. Da Ölsaaten, wie bspw. Raps sehr dicht stehen, ist eine 
vorherige Drohnensuche zwingend erforderlich, um die Ernte im Einzelfall zu genehmigen. 

Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest 
bei Wildschweinen
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Sollte es bei der Suche oder beim Mähen oder der Ernte entsprechende Funde gegeben haben, so haben die 
Interessen der landwirtschaftlichen Betriebe zunächst hinter den erforderlichen Maßnahmen zur Tierseuchen-
bekämpfung zurückzustehen. 

Zu 2:

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Bestimmung zu Nr. 1.1. beruht auf § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409). Die Anordnung ist im öffentlichen Interesse notwendig, um eine 
Verschleppung des Seuchenerregers zu verhindern. Bei der Afrikanischen Schweinepest handelt es sich um 
eine schwerwiegende Erkrankung. Ohne die sofortige Geltung der für die Sperrzonen normierten Regelun-
gen steigt die Gefahr, dass sich die Krankheit weiter ausbreitet und dadurch erhebliche Schäden verursacht 
werden. Dies kann jedoch im öffentlichen Interesse an einer effektiven und schnellen Tierseuchenbekämpfung 
nicht hingenommen werden. Angesichts der Möglichkeit, dass aufgrund des Seuchengeschehens rigorose 
Handelsbeschränkungen gegenüber der Bundesrepublik Deutschland oder Teilen davon verhängt werden, die 
massive volkswirtschaftliche Schäden und Existenzgefährdungen Einzelner zur Folge haben könnten, sowie 
der Möglichkeit, dass für eine Vielzahl von Tieren erhebliche Gesundheitsgefahren drohen, ist die sofortige 
Vollziehung anzuordnen. Das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung überwiegt daher das private 
Rechtsschutzinteresse deutlich.

Zu 3.:

Gemäß § 41 Abs. 4 Satz 3 und 4 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG) vom 15. Januar 
2010 (GVBl. I S. 18), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Februar 2023 (GVBl. S. 78, 81) gilt bei öffentlicher 
Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als be-
kannt gegeben. Nach § 41 Abs. 4 Satz 4 HVwVfG kann in einer Allgemeinverfügung ein hiervon abweichender 
Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Im Interesse einer wirk-
samen Seuchenbekämpfung ist hiervon Gebrauch zu machen. Die Allgemeinverfügung wird gemäß § 15a des 
Hessischen Ausführungsgesetzes zum Tiergesundheitsgesetz vom 14. Juni 2010 (GVBl. I 2010, S. 621, 623), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. März 2023 (GVBl. S. 183, 215) durch Bekanntgabe auf der Internetsei-
te der Stadt Frankfurt am Main frankfurt.de/asp bekannt gemacht.

RECHTSBEHELFSBELEHRUNG

Gegen diese Verfügung können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Oberbürgermeister der 
Stadt Frankfurt am Main, Ordnungsamt, Abteilung Veterinärwesen (32.6), Kleyerstraße 86, 60326 Frankfurt 
am Main Widerspruch einlegen.

Mit Rücksicht auf den angeordneten sofortigen Vollzug entfällt die aufschiebende Wirkung eines eingelegten 
Widerspruchs gegen diese Verfügung, so dass der Widerspruch die Durchsetzung dieser Anordnung nicht 
hindert.

Frankfurt am Main, 08.07.2024

In Vertretung

Annette Rinn
Stadträtin
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#FFM Unsere Stadt
In unserem Social Media Newsroom erfahrt Ihr die wichtigsten Neuigkeiten  
unserer Ämter, Betriebe und Museen.

Reinschauen unter: www.frankfurt.de/newsroom

Sebastian Tröger, Teilnehmer unseres Fan-Foto-Wettbewerbs: https://bit.ly/FFM_Fan-Foto

Auf unseren Social Media Kanälen erfahrt Ihr die wichtigsten Neuigkeiten unserer 
Ämter, Betriebe und Museen.

frankfurt.de/facebook

frankfurt.de/Twitter

frankfurt.de/Instagram
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Stadtentwässerung Frankfurt am Main
Telehouse Deutschland GmbH, 
Kleyerstraße 75-87
– Kanalbauarbeiten –
Öffentliche Ausschreibung Nr. SEF-2024-0029

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadtentwässerung Frankfurt am Main
 Goldsteinstraße 160
 60528 Frankfurt am Main
 Telefon: 069 212-74104
 E-Mail: 68.fpu-vergabewesen@stadt-frankfurt.de
 Internet: www.stadtentwaesserung-frankfurt.de

b) Vergabeverfahren: 
Öffentliche Ausschreibung

 Vergabenummer: SEF-2024-0029

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren 
und zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen:

 Zugelassene Angebotsabgabe:

  schriftlich

	  elektronisch in Textform

	   elektronisch mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel

	   elektronisch mit qualifizierter/m 
Signatur/Siegel

d) Art des Auftrags:

	  Ausführung von Bauleistungen

	   Planung und Ausführung von Bauleistungen

	   Bauleistungen durch Dritte 
(Mietkauf, Investor, Leasing, Konzession)

e) Ort der Ausführung:
 Telehouse Deutschland GmbH 

Kleyerstraße 75-87
 60326 Frankfurt am Main

 NUTS-Code: DE712
 CPV-Code 45247110-4

f) Art und Umfang der Leistung, 
ggf. aufgeteilt nach Losen:

 Art der Leistung: 
Kanalbauarbeiten

 Relining im Einzelrohrverfahren Telehouse Ge-
lände und DB Gleisquerung, Gallus und Gutleut 
Frankfurt am Main

 Umfang der Leistung:

 ca. 320 m   Relining im Einzelrohrverfah-
ren, UP-GF 1330/1910 mm 
einschließlich Ringraumver-
dämmung

 Baugrube Durchmesser 5 Meter, Tiefe 4,5 Meter 
als Einziehbaugrube

 TV-Inspektion

 Kanalreinigung

 10 Stk.  Zulaufanbindungen in 
geschlossener Bauweise

 Schachtanbindungen

 Abwasserüberleitung

g) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage 
oder des Auftrags, wenn auch Planungsleistun-
gen gefordert werden:  –

h) Aufteilung in Lose (Art und Umfang der Lose 
siehe Buchstabe f):

 Vergabe in Losen:  ja

   nein

i) Beginn der 
Ausführung: 09.09.2024

 Fertigstellung 
der Leistungen: 30.01.2025

j) Nebenangebote 
sind:  zugelassen

   nicht zugelassen

    nur in Verbindung mit 
einem Hauptangebot

k) Die Abgabe von mehr als einem 
Hauptangebote ist:  zugelassen

   nicht zugelassen

 Begründung der Nichtzulassung mehrerer 
Hauptangebote: 
Es wird nur ein Hauptangebot zugelassen.

l) Bereitstellung/Anforderung der Vergabe- 
unterlagen: 
Vergabeunterlagen werden elektronisch 
zur Verfügung gestellt unter: 
www.had.de

   Vergabeunterlagen werden nicht elektronisch 
zur Verfügung gestellt

	   Maßnahmen zum Schutz vertraulicher 
Informationen

 Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert 
war, werden:  nachgefordert

   teilweise nachgefordert

   nicht nachgefordert

 und zwar folgende Unterlagen: 
Es gilt der § 16a VOB/A.

Öffentliche Ausschreibungen

Bekanntmachung von öffentlichen
Ausschreibungen 

Alle öffentlichen Ausschreibungen der Stadt 
Frankfurt am Main finden Sie im Internet 

unter www.vergabe.stadt-frankfurt.de
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o) Ablauf der 
Angebotsfrist: 01.08.2024, 11:00 Uhr

 Ablauf der 
Bindefrist: 09.09.2024

p) Adresse, für elektronische 
Angebote: www.had.de

q) Sprache, in der die Angebote abgefasst 
sein müssen:  deutsch

r) Zuschlagskriterien: niedrigster Preis

s) Eröffnungstermin: 01.08.2024, 11:00 Uhr

 Ort:  Amt für Bau und Immobilien 
Solmsstraße 27 - 37 
60486 Frankfurt am Main 

 Personen, die bei der Eröffnung anwesend 
sein dürfen:  siehe Vergabeunterlagen

t) Geforderte Sicherheiten: 
VHB 214_Besondere Vertragsbedingungen

u) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungs- 
bedingungen und/oder Hinweise auf die 
maßgeblichen Vorschriften, in denen sie 
enthalten sind siehe: 
“Weitere Besondere Vertragsbedingungen.zip”

v) Rechtsform der/Anforderung an Bieter- 
gemeinschaften:  gesamtschuldnerisch haftend 

mit bevollmächtigter 
Vertretung

w) Beurteilung der Eignung: 
“Hinweis zu den ggf. von Ihnen geforderten 
Nachweisen: Sind diese Erklärungen/Nachweise 
in einem Präqualifikationsregister der Auftrags-
beratungsstelle Hessen e.V, der DIHK Service 
GmbH, des Vereins für Präqualifikation von 
Bauunternehmen e.V. oder vergleichbarer Stellen 
hinterlegt, genügt dies als Nachweis der Eignung. 
Bewerber oder Bieter können die geforderten 
Erklärungen/Nachweise auch durch einreichen 
von Einzelerklärungen und -nachweisen erbrin-
gen. Eine Auflistung der von Ihnen geforderten 
Erklärungen/Nachweise muss an dieser Stelle 
der Bekanntmachung erfolgen.”

 Das Formblatt ‘Eigenerklärung zur Eignung’ ist 
erhältlich.

 Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis 
seiner Fachkunde folgende Angaben gemäß 
§ 6a Abs. 3 VOB/A zu machen:

 Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum 
Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt Hessen 124_Land_Eigen-
erklärung_zur_Eignung vorzulegen.

 Präqualifizierte Unternehmen führen den Nach-
weis der Eignung durch den Eintrag in die Liste 
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunter-
nehmen e.V.

 Bei Einsatz von Nachunternehmen sind auf 
gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen 
auch für diese abzugeben. Sind die Nachunter-
nehmen präqualifiziert, reicht die Angabe der 
Nummer, unter der diese in der Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

 Die Anforderungen der vom Deutschen Institut für 
Gütesicherung und Kennzeichnung e. V. heraus-
gegebenen Gütesicherung Kanalbau RAL-GZ 
961*) Beurteilungsgruppe(n) R, S 10, S21.3, D 
sind zu erfüllen und mit Angebotsabgabe nachzu-
weisen.

 *) aufrufbar unter: http://kanalbau.com/de/bietereig-
nung/guete- pruefbestimmungen.html

 bzw. zu beziehen über: http://beuth.de - Stichwort-
Suche: “RAL- GZ 961”.

 Mindestens drei vergleichbare Referenzen 
(Relining im Einzelrohrverfahren) der letzten 
drei Jahre (FO_SEF_124-4 Referenzen Unter-
nehmen 3x).

 Qualifikationen und fachbezogenen Erfahrungen 
des örtlichen Baustellenleiters sind anzugeben 
(FO_SEF_124-5 technische berufliche Leistungs-
fähigkeit - Mitarbeiter.pdf).

 Weiterhin ist nachzuweisen, dass der örtliche 
Baustellenleiter ausreichende Fachkenntnis-
se hinsichtlich der Ausführung fachgerechter 
Schutz- und Instandsetzungsmaßnahmen an 
Betonoberflächen, Fachkenntnisse über einzu-
setzende Baustoffe und Arbeitsmittel sowie über 
Verfahren zur Schadenserkennung und -instand-
setzung verfügt (z.B.Qualifikationszertifikat des 
Ausbildungsbeirates des Deutschen Betonvereins 
(SIVV-Schein) oder einer amtlichen Materialprüf-
anstalt.

 Alle am Herstellungsprozess beteiligten Mitar-
beiter müssen als Qualifikationsnachweis einen 
Laminierpass nach DVS 2220 vorweisen.

 Die Nachweise sind mit Angebotsabgabe einzu-
reichen.

 Der Auftragnehmer hat die Eignung der vorgese-
henen Baustoffe für die Ausführung nachzuwei-
sen.

 Es dürfen nur Einzelrohr-Relining Produkte und 
dazugehörige Herstellungsverfahren verwendet 
werden, für die ein Eignungsnachweis nach den 
Vorgaben der DIN ISO 16611 und den Ergän-
zungen der entsprechenden DWA Arbeits- und 
Merkblätter vorliegt. Der Eignungsnachweis gilt 
auch durch eine allgemeine bauaufsichtliche 
Zulassung des Deutschen Instituts für Bautechnik 
(DIBt) als erbracht.

 Es ist eine Betriebshaftpflichtversicherung mit 
Deckungssummen für Personenschäden von 
5.000.000,00 EUR und Deckungssummen für 
sonstige Schäden von 2.500.000,00 EUR nach-
zuweisen.

x) Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) Bezeichnung:
 Regierungspräsidium Darmstadt, VOB-Stelle
 Dienstgebäude: 

Wilhelminenstraße 1- 3 
Fristenbriefkasten:

 Luisenplatz 2
 64283 Darmstadt

y) Sonstige Angaben:  –



16.07.2024 / Nr. 29, 155. Jhg. Amtsblatt / Seite 543

z) Weitere Anforderungen nach dem Hessischen 
Vergabe- und Tariftreuegesetz: 

 Hinweis zur Abgabe von Verpflichtungserklä-
rungen bezüglich Tariftreue und Mindestentgelt: 
siehe Vergabeunterlagen

 Soziale, ökologische, umweltbezogene und inno-
vative Anforderungen: siehe Vergabeunterlagen

Stadtentwässerung Frankfurt am Main
Am Hessencenter
– Erneuerung der EMSR am Regen-
rückhaltebecken –
Öffentliche Ausschreibung Nr. SEF-2024-0031

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
 Stadtentwässerung Frankfurt am Main
 Goldsteinstraße 160
 60528 Frankfurt am Main
 Telefon: 069 212-71485
 E-Mail: 68.fpu-vergabewesen@stadt-frankfurt.de
 Internet: www.stadtentwaesserung-frankfurt.de

b) Vergabeverfahren: 
Öffentliche Ausschreibung

 Vergabenummer: SEF-2024-0031

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren 
und zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen:

 Zugelassene Angebotsabgabe:

  schriftlich

  elektronisch in Textform

   elektronisch mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel

   elektronisch mit qualifizierter/m 
Signatur/Siegel

d) Art des Auftrags:

	  Ausführung von Bauleistungen

	  Planung und Ausführung von Bauleistungen

	   Bauleistungen durch Dritte 
(Mietkauf, Investor, Leasing, Konzession)

e) Ort der Ausführung:
 Am Hessencenter 

60388 Bergen Enkheim

 NUTS-Code: DE712

 CPV-Code: 31000000-6

f) Art und Umfang der Leistung, 
ggf. aufgeteilt nach Losen:

 Art der Leistung: 
Erneuerung EMSR_RRB Am Hessencenter

 Umfang der Leistung: 
Erneuerung der EMSR am Regenrückhaltebe-
cken Am Hessencenter

g) Angaben über den Zweck der baulichen Anlage 
oder des Auftrags, wenn auch Planungsleistun-
gen gefordert werden:  –

h) Aufteilung in Lose (Art und Umfang der Lose 
siehe Buchstabe f):

 Vergabe in Losen:  ja

	 	  nein

i) Ausführungsfristen:

 Beginn der 
Ausführung: 02.09.2024

 Fertigstellung der 
Leistungen: 02.05.2025

j) Nebenangebote 
sind:  zugelassen

	 	  nicht zugelassen

k) Die Abgabe von mehr als einem 
Hauptangebote ist:  zugelassen

	 	  nicht zugelassen

l) Bereitstellung/Anforderung der Vergabe- 
unterlagen:

   Vergabeunterlagen werden elektronisch 
zur Verfügung gestellt unter: 
www.had.de

   Vergabeunterlagen werden nicht elektronisch 
zur Verfügung gestellt.

   Maßnahmen zum Schutz vertraulicher 
Informationen

 Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert 
war, werden:  nachgefordert

	 	  teilweise nachgefordert

   nicht nachgefordert

 und zwar folgende Unterlagen: 
Es gilt der § 16a VOB/A

o) Ablauf der 
Angebotsfrist: 30.07.2024, 10:30 Uhr

 Ablauf der 
Bindefrist: 04.09.2024

p) Adresse, für elektronische Angebote: 
www.had.de

q) Sprache, in der die Angebote abgefasst 
sein müssen:  deutsch

r) Zuschlagskriterien:  niedrigster Preis

s) Eröffnungstermin: 30.07.2024, 10:30 Uhr

 Ort:  Stadtentwässerung 
Frankfurt am Main

  Goldsteinstraße 160 
 60528 Frankfurt am Main 

 Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein 
dürfen:  siehe Vergabeunterlagen

t) Geforderte 
Sicherheiten:  siehe Vergabeunterlagen
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u) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungs- 
bedingungen und/oder Hinweise auf die 
maßgeblichen Vorschriften, in denen sie 
enthalten sind: siehe Vergabeunterlagen

v) Rechtsform der/Anforderung an Bietergemein-
schaften: siehe Vergabeunterlagen

w) Beurteilung der Eignung:
 “Hinweis zu den ggf. von Ihnen geforderten 

Nachweisen: Sind diese Erklärungen/Nachweise 
in einem Präqualifikationsregister der Auftrags-
beratungsstelle Hessen e.V, der DIHK Service 
GmbH, des Vereins für Präqualifikation von 
Bauunternehmen e.V. oder vergleichbarer Stellen 
hinterlegt, genügt dies als Nachweis der Eignung. 
Bewerber oder Bieter können die geforderten 
Erklärungen/Nachweise auch durch einreichen 
von Einzelerklärungen und -nachweisen erbrin-
gen. Eine Auflistung der von Ihnen geforderten 
Erklärungen/Nachweise muss an dieser Stelle 
der Bekanntmachung erfolgen.”

 Das Formblatt ‘Eigenerklärung zur Eignung’ ist 
erhältlich.

 Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis 
seiner Fachkunde folgende Angaben gemäß 
§ 6a Abs. 3 VOB/A zu machen:

 Zur Angebotsabgabe sollen drei vergleichbare 
Referenzen angegeben werden. Zur Verwendung 
das Formblatt “FO_SEF_124-4 Refernzen Unter-
nehmen 3x” verwenden.

x) Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)  
Regierungspräsidium Darmstadt, VOB-Stelle

 Dienstgebäude: 
Wilhelminenstraße 1- 3 
Fristenbriefkasten: 
Luisenplatz 2

 64283 Darmstadt

y) Sonstige Angaben:  –

z) Weitere Anforderungen nach dem Hessischen 
Vergabe- und Tariftreuegesetz:

 Hinweis zur Abgabe von Verpflichtungserklä-
rungen bezüglich Tariftreue und Mindestentgelt: 
siehe Vergabeunterlagen

 Soziale, ökologische, umweltbezogene und inno-
vative Anforderungen: siehe Vergabeunterlagen
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Bauvorhaben Aktenzeichen
B-2023-1088-6

Bezeichnung des Vorhabens
Errichtung einer Kindertagestätte (6-zügig) sowie Herstellen von 3 Stellplätzen

Straße und Hausnummer
Pfingstbornstraße 70

Gemarkung, Flur, Flurstück
Sindlingen Bezirk 60 (513), 7

Antragsteller Name und Anschrift
WOHNHEIM GmbH  
vertr. d. Herrn Frank Junker 
Niddastraße 107 
60329 Frankfurt am Main

Für das o. a. Bauvorhaben wurde mit Bescheid vom 27.06.2024 die Baugenehmigung erteilt. Diese liegt mit-
samt der Begründung in der Zeit vom

17.07. bis einschließlich 30.07.2024

bei dem Magistrat der Stadt Frankfurt am Main im Stadtplanungsamt, Kurt-Schumacher- Str. 10, 60311 
Frankfurt am Main, Atrium, während der Dienststunden

montags, dienstags, donnerstags und freitags 
in der Zeit vom 7.10 Uhr bis 15.40 Uhr 

sowie mittwochs 
in der Zeit von 7.10 Uhr bis 19.00 Uhr

zur allgemeinen Einsichtnahme aus.

A. Inhalt der Baugenehmigung 

Der verfügende Teil des erlassenen Genehmigungsbescheides lautet: 

I. Vorhaben
Ihr Antrag vom 24.10.2023 auf Baugenehmigung nach § 69 in Verbindung mit § 66 der Hessischen Bauord-
nung (HBO) wird für das folgende Vorhaben
Errichtung einer Kindertagestätte (6- zügig) sowie Herstellen von 3 Stellplätzen
unter Einhaltung der nachfolgenden Nebenbestimmungen und der beigefügten, mit Genehmigungsvermerk 
versehenen Bauvorlagen nach § 74 HBO genehmigt.

II. Befreiungen, Ausnahmen und Abweichungen
Keine

III. Nebenbestimmungen
B1120 
Die Genehmigung wird unter der AUFSCHIEBENDEN BEDINGUNG erteilt, dass mit den Bauarbeiten erst 
begonnen werden darf, wenn der vom beauftragten Prüfingenieur noch vorzulegende Prüfbericht zu den bau-
technischen Nachweisen der Standsicherheit und der Feuerwiderstandsdauer tragender Bauteile vorliegt.
Sofern der Prüfbericht nur für Teilbereiche vorliegt, dürfen die Bauarbeiten jeweils nur für diese Bauteile aus-
geführt werden.

Bekanntmachung
Bekanntmachung der Baugenehmigung im Rahmen der Öffentlichkeits-

beteiligung  gem. § 72 Abs. 4 Hessische Bauordnung (HBO)
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Das Benehmen nach § 18 (3) BNatSchG zum oben genannten Bauantrag wird durch die Untere Natur-
schutzbehörde mit den unter I genannten Auflagen hergestellt.

I. Auflagen zum Schutz  von Bäumen gemäß Baumschutzsatzung
 1.  Die zu erhaltenden Bestandsbäume sind bei der geplanten Baumaßnahme gemäß der Baumschutz-

satzung, DIN 18920 und RAS-LP 4, s. auch beiliegendes Merkblatt zum Baumschutz auf Baustellen, zu 
schützen.  

 2.  Im Wurzelbereich der von den Abriss- und Baumaßnahmen betroffenen Bäume ist der Einsatz von Bau-
maschinen und Arbeitsgeräten, als auch das Lagern von Gütern und Baustelleneinrichtungen (auch 
Baustellen-WCs) ausgeschlossen. Der zu schützende Wurzelbereich umfasst die gesamte Bodenflä-
che unter der Krone von Bäumen zuzüglich 1,50 m. 

 3.  Gräben und Baugruben im Wurzelbereich der betroffenen Bäume sind mittels Absaug-/Spültechnik 
herzustellen. Im Nachgang einzubauen ist überbaubares Baumsubstrat.

 4.  Die Wurzelbereiche der Bäume sind mit einem umlaufenden ortsfesten und gegen Verschieben gesi-
cherten 2 m hohen Bauzaun zu schützen.

 5.  Zum Schutz der Wurzelbereiche vor Befahrung sind Baggermatratzen oder drucklastverteilende Stahl-
platten auszulegen.

 6.  Verletzungen und Durchtrennungen von Grobwurzeln mit einem Durchmesser ab 2 cm sind zu vermei-
den. Bei nicht vermeidbaren Wurzelverletzungen ist die Baumschutzfachliche Baubegleitung vor Ort für 
die Wundversorgung zu zuständig. Es ist ein Wurzelprotokoll zu führen, bei der alle Wurzelverletzungen 
und Wurzelverletzungen zu protokollieren sind (Fotos mit Maßstab). 

 7.  Baustellenzufahrten sind so zu planen, dass beim Befahren und Transport von Bauteilen keine Stamm- 
und Kronenteile der Bäume beschädigt werden.

 8.  Arbeits- und Bewegungsräume für Gerüste/Kräne oder die Feuerwehr sind durch das Hochbinden bzw. 
zur Seite binden gefährdeter Äste zu schaffen. Dabei sind Äste mit einer Polsterung vor Rindenver-
letzungen zu schützen. Rückschnittmaßnahmen sind im Vorfeld mit der Unteren Naturschutzbehörde 
(UNB) abzustimmen

 9.  Sollten von der Baumschutzsatzung geschützte Bäume nicht erhalten werden können oder umge-
pflanzt werden müssen, ist dies bei der UNB zu beantragen.

 10.  Die fotografische Dokumentation der Baumschutzmaßnahmen und ggf. das Wurzelprotokoll sind im 
Nachgang bei der UNB einzureichen. 

 11.  Es ist frühzeitig ein Ortstermin mit der UNB (naturschutz.baumschutz@stadt-frankfurt.de) zur Abstim-
mung der Baumschutzmaßnahmen vor Beginn der Maßnahme zu vereinbaren.

II. Begründung
Auf dem nördlichen und auf dem nordwestlichen Bereich des Grundstücks befinden sich in der unmittelbaren 
Nähe zum Baufeld und der Zuwegung zum Baugrundstück mindestens 20 nach der Baumschutzsatzung ge-
schützte Laubbäume, welche nach derzeitiger Planung des eingereichten Freiflächenplans erhalten werden 
können. Die in I genannten Auflagen sind erforderlich, um Schäden an den zu erhaltenden Bäumen während 
der Bauphase zu vermeiden.

IV. Stellplätze
B1200 
Für dieses Vorhaben sind gemäß der Stellplatzsatzung 3 Stellplätze und 30 Abstellplätze für Fahrräder erfor-
derlich.
B1220 
Von den Stellplätzen wird 1 KFZ-Stellplatz als Behindertenstellplatz nachgewiesen. Stellplätze für Behinderte 
sind entsprechend zu kennzeichnen und dauerhaft zur Verfügung zu stellen.

Die Stellplätze und Abstellplätze für Fahrräder sind bei abschließender Fertigstellung bzw. vorzeitiger Benut-
zung der baulichen Anlage dauerhaft zur Verfügung zu stellen. 

V. Genehmigung nach anderen Rechtsbereichen
Keine

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim Magistrat 
der Stadt Frankfurt am Main, Bauaufsicht, Kurt-Schumacher-Straße 10, 60311 Frankfurt am Main erhoben 
werden.

B. Begründung
Durch das dem Bauantrag beigefügte Gutachten wurden keine Auswirkungen auf die schutzwürdige Nutzung 
festgestellt.

C. Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung
Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden keine Einwände oder Hinweise vorgetragen. 

 Der Magistrat
der Stadt Frankfurt am Main
 Bauaufsicht
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In Ihren Büros und im Aktenkeller haben Sie keinen Platz mehr für 
Ihre Dokumente und Unterlagen und möchten wissen, wie das Ver-
fahren bei der Aktenaussonderung funktioniert? 

Das Hessische Archivgesetz verpflichtet die Stellen der Stadtver-
waltung, nicht mehr benötigte Unterlagen dem zuständigen Archiv 
zur Archivierung anzubieten. Dies gilt nicht nur für Akten, sondern 
auch für Karten, Pläne, Fotos und digitale Materialien. Das Institut 
für Stadtgeschichte entscheidet in seiner Funktion als Stadtarchiv, 
welche dieser Unterlagen dauerhaft und fachgerecht aufzubewahren 
sind und stellt sie der interessierten Öffentlichkeit zur Verfügung. 

Sie möchten Ihre Verwaltungsunterlagen abgeben? Dann nehmen 
Sie mit uns Kontakt auf! Wir freuen uns auf Ihre Nachricht!

Institut für Stadtgeschichte:  
Münzgasse 9, 60311 Frankfurt am Main  
Telefon: 069 / 212 - 33 374 
Email: info.amt47@stadt-frankfurt.de  
Homepage: http://www.stadtgeschichte-ffm.de
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